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4Die Nationglyerſammlung.

Weimar, 6. Februar. (Eig. Drahtber.) Heute nach-
mittag 3 Uhr wird in dem mit Dlugmen geſchmückten Rational-
theater die Nationalverſammlung feierlich eröffnet werden. Nach
der Begrüßungsanſprache, die der Abgeordnete für Weimar und
Miniſterpräſident von Sachſen-Weimar- Eiſenach Bau dert als
Mitglied der mehrheitsſozioliſtiſchen Fraktion holten wird, wird
ſofort der Volksbeauftragte Ebert die Eröffnungsanſprache
Pehnge Ebert wird ſich u. g. in ſeiner Rede mit der inneren

olitik beſchäftigen und dann herzliche Worte dem Anſchluß
Deutſch Oeſterreichs wie men und im Sinne der Verſammlung
die Grüße der deutſchöſterreichiſchen Brüderlichkeit erwidern.
Ebert wird nach ſeiner Rede dann das älteſte Mitglied des
Hauſes Pfannkuch einladen, den Altersvorſitz zu überneh
men. Nach deſſen Anfprache und nach dem Namensaufruf wird
die heutige Sitzung geſchloſſen werden.

Weimar, 6. Februar. (Eig. Drahtber.) Ein Zeichen
(dafür, daß die Bedingungen auf eine Koalition der Mehcrheits
ſozialiſten, der Demokraten und des Zentrums hindrängen, kann
darin erbſickt werden, daß auf Verlangen des Zentrums die
Deutſche Volkspartei nicht mehr zwiſchen den Fortſchrittlern und
dem Zentrum, ſondern rechts vom Zentrum, alſo mehr an die
Fraktion der Deutſchnationalen ſitzen wird. Wie verlautet, wird,
nachdem der proviſoriſche Reichspräſident (Ebert) gewählt ſein
wird, derſelbe dem Abgeordneten Scheidemann den Auf-
trag übertragen, daß Reichskabinett zu bilden. Ueber die Ver
teilung der Reſſorts auf die einzelnen Parteien iſt ſelbſtverſtänd-
ich zwiſchen den maßgebenden Perſönlichkeiten geſprochen
worden.

w

Wie aus zuverläſſiger Quelle verlautet, wird die Sitzung
Der Nationalverſammlung am Montag von ganz beſon-
derer Bedeutung ſein. Die jetzige Reichsleitung und. der
Zentralrat werden ihre Aemter niederlegen, um die geſamte Re
gierungsgewalt in die Hände der neuen Regierung zu über-
tragen Ueber die neue Regierung ſelbſt kann man mit Sicher-
heit ſagen, daß Ebert als Präſident der deutſchen
Republik gewählt werden wird. Es wird dann ein Kabinett
von 12 bis 14 Portefeuilles gebildet werden. Die Hälfte der
Mitglieder des Kabinetts ſind Sozialdemokraten. in die andere
Hälfte ſollen ſich die Demokraten und die Chriſtliche Volkspartei
teilen. Die Sozialdemokraten ſind zwar von der Teilnahme des
Zentrums im Kabinett nicht beſonders erbaut
letzten Endes zuſtimmen.

es möglich, daß auf einen Miniſterpräſidenten überhaup! ver-
zichtet wird und daß die gleichberechtigten Miniſter unter dem
Vorſitz Eberts arbeiten werden. Jm übrigen wird die Nationagl-
verſammiung dann ſofort in die Beratung der Verſaſſungsent-
würfe eintreten.

Zu den Meldungen der Berliner Blätter über die neuen
Staatsoberhäupter erklärt die ſozialiſtiſche „Rheiniſche
Zeitung“, daß es ſich bei allen Meldungen. da noch keine binden-
den Beſchlüſſe gefaßt ſeien, um reine Kombinationen
handle. Dies gehe ſchon daraus hervor, daß von einer Beteili-
gen des Zentrums an der Regierung die Rede ſei. Eine an

eſtimmtheit grenzende Wahrſcheinlichkeit ſpreche dafür. daß
eine ſozialiſtiſch- demokratiſche Regierung gebildet werde. Dieſe
Mehrheit arbeitsfähig zu erhalten und ſie ſo zu geſtalten, daß
bei den Aufgaben der neuen Verfaſſung das rein republikaniſch-
demokratiſche Prinzip zur Geltung kommen könne, wird eine der
wichtigſten Aufgaben der ſozialiſtiſchen Fraktion ſein.

Die Regierung erwartet eine ungeſtörte Tagung.

Jn Weimar herrſcht vollkommene Ruhe und
Ordnung. Jn Regierungskreiſen erwartet man mit Be

dürften aber
Als Miniſterpräſident desParlaments wird Scheidemann vorgeſehen, jedoch iſt

kimmtheit, daß die Tagung zur Nationalverſommlung ohne

barten Städten Erfurt, Gotha und Eiſenach nehmen an der Auf-
rechterhaltung der Sicherheit teil, womit ſie zufrieden geſtellt ſind.
Die „Einigung der beiden ſozialiſtiſchen Fraktionen zu gemein
ſamer Aktion kommt, wie man hört, zurzeit nicht in Frage. Es
iſt auch kein dahingeheender Antrag geſtellt worden.

General Märker an die Bevölkerung Weimars.

Aus Weimar wird gemeldet: General v. Märker erläßt
folgende Erklärung Das Freiwillige Landes-
jägerkorps, das in dieſen Tagen von Berlin zum Schutze
der Nationalverſammlung eingetroſſen iſt und in Weimar und
Umgebung Quartiere bezogen hat, fällt vielen Einwohnern durch
ſein plötzliches und unerwartetes Eintreffen wahrſcheinlich zur
Laſt. Die vom Soldatenrat vorgenommene Entwaffnung und
Behinderung der vorausgeſandten Ouartiermacher hat eine Ver-
zögerung von reichlich 24 Stunden zur Folge gehabt. Sie machte
vielfache Verſchiebungen von dem einen ins andere Quartier
nötig. Unruhe und Unbequemlichteiten für die Einwohner ſind
die natürliche Folge. Das Freiwillige Landesfägerkorps kommt
mit dem Beſtreben, Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhal-
ten. Jch werde meine Landjäger anweiſen, den Einwohnern ſo
wenig wie möglich zur Laſt zu fallen und hoffe auch, daß ſeitens
der Einwohner dem Korps Vertrauen und Entgegenkommen
bezeugt wird, ſo daß von vornherein zwiſchen beiden Teilen das
beſte Einvernehmen beſteht. Dieſes gute Verhältnis zu erhalten
und zu fördern wird unſere vornehmſte Aufgabe ſein.

Nosfke fordert die Entwaffnung

Staatsſekretär Noske hat an den Soldatenratin
Erfurt telegraphiert, daß es im ſchroffſſten Widerſpruch zu
den Anordnungen der Reichsregierung und der Landesregierun-
gen ſtände, daß in Erfurt Tauſende von Gewehren an Ziviliſten
gusgehändigt worden ſind. Der Vorgang trage zum mindeſten
zu einer ſtarken VBeunruhigung der Bevölkerung bei. Der Staats-
ſekretär hat den Soldatenrat in Erfurt, der ſich in mündlicher Be
ſprechung zur Unterſtützung der Regierung bereit erklärte, auf-
gefordert, die Wiederablieferung der zu Unrecht verteilten Waffen
umgehend anzuordnen. Nach Ablauf von vier Tagen erwartet
die Reichsregierung einen Bericht über die Frage der abgeliefer-
ten Gewehre. Der Staatsſekretär hat keinen Zweifel gelaſſen,
daß, wenn die Entwaffnung nicht zuſtande käme, die erforder-
lichen Maßnahmen reranlaßt werden müßten.

der Erftirter Arbeiter.

Vorläufig Ordnung in Vremen!

Die Regierungstruppen haben in Bremen die Ord-
nung wicder hergeſtellt. Sie ſind jetzt damit beſchäftigt,
in allen Teilen der Stadt die Waffen einzuziehen.

Vor weiteren Kämpfen.
Ueber die Kämpfe in Bremen wird noch gemeldet: Die

Verluſte des Freiwilligenkorps werden bis jetzt auf 16 Mann ge-
ſchätzt, darunter vier Tote. Das Gerücht, Leutnant v. Pritzelwitz
ſei gefallen, beſtätigt ſich nicht. Die Spartakiſten zogen ſich in
weſtlicher Richtuwg zurück. Man erwartet deshalb
weitere Kämpfe in der Waller Vorſtadt, dem
Hafenviertel und beſonders bei dem Gebäude der Aktiengeſell-
ſchaft Weſer, wo die Spartakiſten ſich verſchanzt haben ſollen.
Bislang haben die Auſſtändiſchen die Waffen
noch nicht abgegeben.

Die Werft A. G. Weſer von Regierungstruppen beſetzt.

Boesmanns Telegraphenbüro meldet: Mittwoch mittag iſt die
Werft Akt.Geſ. Weſer ohne Widerſtand der Spartakiſten beſetzt wor-
den. Damit iſt auch der ganze übrige Reſt der Stadt Bremen, in dem

ſich noch die Spartakiſten hielten, von den Truppen der Diviſion Ger-
ſtenberg beſetzt worden. Kämpfe haben in der Stadt Mit'woch nicht
ſtattgefunden. Die Spartakiſten haben anſcheinend die Waffen zum
größten Teile abgegeben. Ein Teil iſt nach Norden abgewichen. Die
Diviſion Gerſtenberg hat neue bedeutende Verſtärkungen erhalten,
die im Ausladen begriffen ſind. Auf den Werbebüros hat ſich eine
große Anzahl Freiwilliger zur Aufnahme gemeldet.

Erbärmliche Hinterliſt.

Beim Vorrücken der Abteilung Caſpari in Bremen über
raſchte die Beſatzung eines Panzerautos in der Gaſtwirtſchaft
von Krümpel eine ſtarke Kommuniſtenwache. Die Spartakiſten
hoben die Hände hoch. Darauf ſtieg der leicht verwundete
Führer des Panzerautos aus und ließ ſich von einem Kranken-
träger verbinden. Plötzlich ſprang ein Kommumiſt auf ihn zu
und tötete ihn mit zwei Schüſſen. Die Abteilung ſtürmte nun
das Haus und ging dann unter heftigen ſiegreichen Kämpfen
namentlich gegen die Barrikade auf der Oſterſtraße bis zur
Weſer vor.

Unker den vielen kritiſchen Tagen, die Deutſchland ſeit dem
Herbſt des vergangenen Jahres durchlebt hat, ſind die gegen
wärtigen vielleicht die kritiſchſten. Der Zuſammentritt der Na
tonalverſammlung ſteht bevor, und weite Kreiſe hoffen, daß es
dieſer Verſammlung, in der die erwählten Vertreter des deut
ſchen Volkes bilden, gelingen wird, einen erträglichen Frieden
zuſtande zu bringen und die geſetzlichen Grundlagen unſeres zu
künftigen ſtaatlichen Lebens feſtzulegen. Auf der anderen Seite
mehren ſich allerdings die unerfreullchen Vorzeichen und die Ve
fürchtung; daß die Arbeit der Nationalverſammlung ernſtliche
Störungen erleiden wird, iſt leider nicht ganz von der Hand
zu weiſen. Jn Leipzig gährt es bedenklich, in Gotha, Halle und
Erfurt ziehen die unabhängigen Kommuniſten, die gerade in
dieſen Städten über einen beſonders ſtarken Anhang verfögen,
erhebliche Streikräfte mit deutlicher Frontrichtung gegen Weimar
zuſammen. Die Regierung trifft ihre Gegenmaßregeln und kon
zentriert Truppen auf dem Truppenübungsplatz Ohrdruf kurz
es ſieht faſt danach aus, als ſollte Weimar nicht nur der Schau
platz friedlicher Verhandlungen, ſondern auch biutiger Kämpfe
werden. Jmmer mehr erweiſt es ſich. daß die Verlegung der
Nationalverſammlung nach Weimar, gegen die von vornherein
von allen Seiten lebhafter Widerſpruch erhoben wurde, ein be
W e Einfall der Regierung war. Jn Berlin,wo die Regierung nach Niederwer des Spartaku putiches Se en e s e en T undimmerhin über zuverläfſſige Truppen verfügt. hätte die Nation
verfammlung mit weit größerer Sicherheit tagen können, als in
dem von ſpartakiſtiſchen Elementen auf allen Seiten umzingel
ten Weimar. Auch abgeſehen davon hat das Eingeſtändnis der
Schwäche der Regierung, als welches ſich die Verlegung der
Nationalverſammlung von Berlin darſtellt, im Auslande einen
ungünſtigen Eindruck gemacht und die ſpartakiſtiſchen Hoffnungen
in bemerkenswerter Weiſe ermutigt. Das letztere geht aus
mam hen großen und kleinen Anzeichen hervor. Charafteriftiſch
in dieſer Hinſicht iſt die von der Regierung im Augenblick vor
ihrer Abreiſe nach Weimar erlaſſene Kundgebung, welche einer-
ſeits die Spartakiſten einſchüchtern. andererſeits die Bürgerſchaft
Berlins beruhigen ſoll und ſicher weder den einen noch den an
deren Zweck erreichen wird. Die Gerüchte, daß ein neuer Spar-
takus- Aufſtand etwa am 6. Februar zu befürchten iſt, verdichtei
ſich von Stunde zu Stunde. Leider wird man damit rechner
müſſen, daß dieſe Gerüchte nicht unbegründet ſind: war doch auch
das Datum des Liebknechtſchen Rutſches am 9. Januar bereits
wochenlang vorher bekannt. Niemals iſt die politiſche Luft e
ſchwül geweſen wie gerade jetzt, und die Nationglverſammlung
tritt jedenfalls unter den denkbar ängſtlichſten Auſpizien zu-
ſammen.

Zu dieſen äußeren geſellen ſich die inneren Schwierigkeiten
Befehdeten ſich bereits im alten Reichstag die Parteien mit er
bitterter Heftigkeit, ſo wird ſich dieſer Kampf im Schoße der
Nationalverſammlung jedenfalls mit verdoppelter Energie fort-
ſetzen, da es ſich heute nicht um einen Ausbau bereits beſtehen-
der Verhältniſſe, ſondern um eine völlige Neugeſtaltung
handelt, bei welcher jeder einzelnen Partei weitaus größere
Spielräume und Möglichkeiten als zuvor gegeben ſind. Einen
Vorgeſchmack davon haben wir bereits in der mit faſt amerika-
niſcher Skrupelloſigkeit und Wildheit geführten Wahlkampagne
zur Nationalverſammlung geſehen. Bei der nahezu vollkomme-
nen Verdunkelung des nationalen Gedankens in Deu land,
von der uns jeder Tag die erſchütterndſten Beweiſe bringt, iſt es
nicht geſtattet zu hoſfen, daß die Parteien alles Trennende zurück
ſtellen und ſich, wie das in jedem anderen Lande der Welt
ſelbſtverſtändlich wäre, in der Stunde der Gefahr auf
dem Boden des nationalen Gedankens zuſgminenfinden werden
Nach den bisherigen Meldungen ſcheinen die Parteien nicht ein
mal ein geſchloſſenes Aktionsprogramm nach Weimar mitzu-
bringen. Nahezu alle Parteien haben ſofort Partei und Frak
tionsſitzungen zuſfammenberufen, um ſich noch jetzt über die
Richtlinien ihres Auftretens in der Nationalverſammlung klar
zu werden. Die Deutſchdemokraten tagen in Erfurt, die Mehr-
heitsſozialiſten, ſowie dere Mehrzahl der anderen Parteien traten
am 4. in Weimar zu grundfſätzlichen, ſtellungnehmenden Bera
tungen zuſammen. Schon jetzt machen ſich erhebliche Gegenſätze
in der Auffaſſung prinzipieller Fragen geltend. Insbeſondere
über die Frage, ob die Nationalverſammlung in der Schaffung
der neuen Verfaſſung für die deutſche Republik durchaus ſouverän
ſei, oder ob das zu bildende proviſoriſche Staatenhaus dabei ein
entſcheidendes Wort mitzuſprechen habe, und ob dabei nötigen-
falls, wenn keine Einigung zwiſchen Nationalverſammlung und
Staatenhaus zu erzielen ſei, ſchon hier das Referendum einzu
ſetzen habe. Jn den leitenden Kreiſen der Reichsregierung i
man der erſten Meinung, während die gegenteilige Auffaſſung
manchen Anhänger unter den ausſchlaggebenden Parteiführery
haben ſoll. Man ſieht. daß auch hier ein breiter Raum für die
Betätigung der den Deutſchen leider angborenen Sucht zum
Theoretiſieren bleibt, und hört bereits im Geiſte die vielen und
ſchönen Reden, welche über derartige Probleme gehalten was
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uſammenprallen. tr erſönlichkeiten, diee e n eerſtückelung Preußens, ſondern ſogar an einen allmählichen Ad

des bundesſtaatlichen Charakters des deutſchen Reiches den

en. Es läßt ſich vorausſehen, daß viel Kraft und Zeit mit der
Bekämpfung derartiger ſchädlicher Anſichten verbraucht werden
wird, deren h zudem praktiſch unmöglich iſt, da ſich
insbeſondere die ſüddeutſchen Bundesſtaaten, die von jeher eifrig

über die Wahrung ihrer Sonderrechte gewacht haben, niemals
zu derartigen Experimenten bereit finden laſſen würden. Der
bundesſtaatliche Charekter des a La liegt ſo durchaus in der
deutſchen Geſchichte begründet, daß ſeine Aufhebung ohne Zwei
fel das bereits begonnene Werk der Zerſtörung des deutſchen
Reiches fortſetzen würde. Schon die Zerſtückelung Preußens
würde geradezu verhängnisvolle Folgen haben da das öſtlich
der Elbe gelegene Land ohne die reichen weſtlichen Provinzen
Nicht mehr lebensfähig ſein und im übrigen der wohltirende Ein
ſluß wegfallen würde, den Preußen gerade durch Verſchmelzung
des Oſtens mit dem Weſten ausgeübt hat. Ueber alle dieſe
Fragen wird die Nationalverſammlung das letzte entſcheidende
Wort zu ſprechen haben.

h

Minenbvote ſollten in Bremen helfen-

Ein gepkanter Bruch der Waffenftillſtandsbedingingen.

Der Hamburger Soldatenyrat hat in einem Fern-
geſpräch an die in Curhaven ſitzende ſpartakiſtiſche Leitung an
geordnet, zur Hilfeleiſtung für die Bremer Spar-
kakiſten Minenboote geſechtsklar zu machen.
Die Geſchütze auf dieſen Booten haben keine Verſchlüſſe, da dieſe
infolge der Waffenſtillftandsbedingungen entfernt werden muß-
ten. Der Hamburger Soldatenrat hat nach Cuxhaven
zugeſagt, Verſchlüſſe durch Schiffe zu ſenden. Der Lotſe weigerte
w aber wegen Seeganges, das Schiff zu führen. Jnfolge aller
ieſer Umſtände kam es nicht zu einer Ausführung des Vor-

habens. Jn der Mitteilung nach Cuxhaven heißt es, daß bei
der Armierung der Schiffe ſehr vorſichtig vorgegangen werden
müſſe, damit die Beſatzung der dieſer Tage eingelaufenen eng-
liſchen Kreuzer nichts merke, da die Armierung der Schiffe gegen
den Waffenſtillſtandsvertrag verſtoße. Das Schiff ſollte auch
Gewehre, Munition und Granaten mitbringen. Man denke,
welche Folgen es für das Reich und das ganze deutſche Volk ge
habt hätte, wenn durch groben Bruch der We nſtillſtands
bedingungen ſchwere Repreſſalien gegen das deutſche Volk her
veigefikhrt worden wären.

Schreckensherrſchaft in Hamburg.

Vewaffnung der Hamburger Arbeiter.

Jn der Nacht zum 5. d. Mts. haben Spartakiſten in
Hamburg ſich der Waffen und der Munition verſchiedener
Sicherheitsmannſchaften mit Gewalt bemächtigt und dann ver
ſucht, die Kaſerne des Jnfanterie- Regiments 76 zu ſtürmen. Sie
wurden aber abgewieſen. Früh zog dann eine Anzahl bewaff-
neter Arbeiter nach dem Freihafen, um die großen Lebens-
mittellager zu beſetzen. Sie wurden hier ebenfalls zurück

gewieſen Kigheonen, dig Kebensmittellager in Brand zu
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ſet, in denen die Arbeiter Munition und Waffen erhalten.

Ein Aufruf der Veamten in Hamburg.

Der Zentralbeamtenrat in Hamburg richtete an die
Bevölkerung Hamburgs folgende Mitteilung „Am
4. Februar forderten bewaſfnete Soldaten und Arbeiter von den
Eiſenbahnbedienſteten des Hannoverſchen und des Hauptbahn-
hofs in Hamburg Züge für die Beförderung von Truppen nach
Bremen. Da die Reichsregierung die Truppenbeförderung un
terſagt hat, weigerten ſich die Eiſenbahnbedien-
ſt et en mit Recht, denn ſie ſind der Reichsregierung Gehor-
jam ſchuldig. Hieräuf wurde verſucht, durch perſönliche Bedroh
ung mit den Waſſen ihre Beförderung zu erzwingen. Dieſe un
erhörte Gewalttätigkeit gegen das Leben von Amtsgenoſſen
haben die Eiſenbahner mit der Verweigerung des Dienſtes be
antwortet. Abends erſchien das Mitglied des A.- und S.-Rats
Bauer bei der Eiſenbahndirektion, forderte nochmals die Beförde-
rung der Truppen, drohte jeden dritten Eiſenbahner erſchießen
zu laſſen, jeden fünften als Geiſel zu verhaften und ſämtlichen
Beamten die Brotkarte entziehen zu laſſen. Dieſen Terror lehnte
die ganze Beamtenſchaft einmütig ab, und ſie hat deshalb in
allen Staats und Gemeindebetrieben die Arbeit eingeſtellt. Mit-
bürger! Die geſamte Beamtenſchaft will die Errungenſchaft der
Revolution gewahrt wiſſen. Sie ſtützt die Regierung Ebert-
Scheidemann. Alles geſchieht im Jntereſſe der Allgemeinheit.
Nicht um eine Lohnforderung oder dergleichen führen wir den
Kampf, ſondern um Freiheit, Arbeit, Frieden und Brot für
ſeden. Jſt dieſes geſichert, nehmen wir die Arbeit wieder auf.

Weiter wird aus Hamburg gemeldet: Die Telegraph-
enbeamten haben am Mittwoch früh 9 Uhr den Dienſt
eingeſtellt, weil der A- und S.-Rat nachts den Telegrammver-
eehr der Zenſur unterworfen hatte. Sie werden den Dienſt wie
der aufnehmen, wenn der zum A.- und S.-Rat entſandten Ab-
ordnung zugeſichert wird, daß die Zenſur wieder aufgehoben und
nicht wieder eingeführt wird. Seit 11 Uhr iſt auch der Fern-
ſprechverkehr eingeſtellt. Der Zugverkehr Hamburg
—Altona--Harburg iſt ebenfalls eingeſtellt. Ankommende Fern
züge werden in den Vorſtationen aufgehalten.

Wie der Hamburger Zentralbeamtenrat mitteilt, iſt die Arbeits
niederlegung der Beamtenſchaft nach zufriedenſtellenden Zuſicherungen
ſeitens des A.- und S.-Rates beendet.

Unruhen in Lübeck.

Die Tel. Union meldet: Auch in Lübeck haben ſich Unruhen
ereignet, jedoch iſt hierüber Näheres nicht in Erfahrung zu brin-
hee der Telephonverkehr mit Lübeck iſt vollſtändig unter-

ochen.
Spartakismus in Kiel.

Aus Kiel wird gemeldet: Etwa 2000 Arbeiter, die
an einer Verſammlung des Spartakusbundes teilgenommen
de zogen zum Gouverneur, um die Bewaffnung der Ar-
eiterſchaft, ſowie die Einſtellung der Lebensmittel

Hin für die nach Bremengegangene Eiſerne
ivi ion zu fordern. Als mehrere Gruppen in eine in der

Nähe liegende Kaſerne eindringen wollten, gaben die Sicherheits-
mannſchaſten Feuer, wobei eine Anzahl Perſonen getötet und
verwundet wurden. Jm Anſchluß an dieſe Vorgänge wurden
große öffentliche Verſammlungen abgehalten, in denen der Ge
Reralſtreitf beſchloſſen wurde

burg eingerſch

Am Mittwoch fanden in Leipzig große Arbeiter
demonſtrationen ſtatt. Vor dem Rathauſe verlangten
verſchiedene Redner die r von Waſſen und die Feſt
nahme angeſehener Leipziger Bürger als Geiſeln, um ein Ein
a regierungstreuer Truppen zu verhindern. Es ſei ein

elegierter aus Bremen angekommen und habe Unterſtützung
von Leipzig verlangt. Sie ſei aber vom A. und S.-Rat ver
räteriſch abgelehnt worden. Eine Expedition nach Bremen ſei
unbedingt nötig. Erhalte man keine Waffen, ſo werde man ſie
ſich ſelbſt holen.

Ein Redner aus Halle machte die Mitteilung, daß
am Dienstag in Bitterfeld 1200 Mann Regierungstruppen ntwaſfnet worden feien. Dann drang
die Menge unter wüſtem Gejohle in das Rathaus ein. Erſt
nachdem ſich der Oberbürgermeiſter verpflichtet hatte, der Re
gierung die Wünſche der Demonſtranten zu übermitteln, ver
ließen dieſe das Rathaus.

Der Leingiger A. und S. Rat
proteſtiert gegen de Gewaltmaßnahmen, die die Re
gierung gegen die Bremer Revolutionäre vorgenom-
men hat und gegen die Abſicht, ſie auch gegen andere Städte noch
anzuwenden. Die Regierung zeige damit, daß ſie nicht gewillt
iſt, die Errungenſchaften der Revolution zu erhalten. Fünf Ver
ſam mlungen, die in' Leipzig abgehalten wurden, haben ſich mit

Zen Revolutionären in anderen Städten ſolidariſch erklärt.

Ausſchreitungen im Ruhrrepier.

Die Verhältniſſe im Ruhrrevier fpitzen ſich
immer mehr zu. Die Streikbewegung unter ven Bergleuten
nimmt kein Ende und gewinnt immer radikaleren Chr-
rakter. Auf den Schächten der Zeche „Zollverein“ dauert der
Streik noch an, dagegen ſind die Belegſchaften der Gekſenkirchener
Zechen „Rheinelbe“ und „Alma“, nachdem es dort verſchiedent
lich zu erheblichen Ausſchreitungen gekommen war, wieder ein
gefahren. Jn Oberhauſen führte ein Streik auf der Zeche
„Konkordia“ zu Plünderungen der Zechenmagazine und Mena-
gen. Jnſolgedeſſen hat ſich dort der A.- und S.-Rat gezwungen
geſehen, den Belagerungszuſtand über die Stadt zu
verhängen. Aehnliche Vorgänge wie in Gelſenkirchen und Ober-
hauſen ſpielten ſich auf einer anderen Reihe von Zechen ab, ſo
auf einigen Schächten der Harpener Bergbaugeſellichaft auf der
Zeche „Mont Cenis“, wo der Generaldirektor verhaftet wurde.

Beamtenſtreik in Mülheim a. N.

Die Vereinigte Mülheimeru Beamtenſchaft und
die angeſchloſſenen Arbeiterverbände von Poſt, Eiſenbahn und
Stadt legten aus Anlaß der Beſetzung des Vahnhofes Mülheim

Eppenhofen durch die Mülheimer Sicherheitswehr und die
dadurch eingetretene Freiheitsberaubung und Bedrohung der
Arbeiter und Beamten die Arbeit nieder. Poſt- und
Eiſenbahnverkehr, ſowie der geſamte ſtädtiſche Verwaltungsbe-
trieb ruhen. Die Beamten beſchloſſen in einer großen Verſamm-
lung, die Arbeit erſt wieder aufzunehmen, wenn ſokgende Forde-
rungen erfüllt werden: 1. Zurückziehung der Sicherheitsmann-
ſchaften von dem Bahnhof, Räumung der Schulen, die gleich
falls geſchloſſen ſind, von den dort untergebrachten Mannſchaften
2. Beſeitigung des gegenwärtigen A. und S.-Rates und Neu-
wahlen in der von der Regierung angeordneten Weiſe. Eine
große Verſammlung der Mülheimer Arbeiterſchaft aller ſozial
demokratiſchen Richtungen hat ſtattgefunden. Man beſchloß ein-
heitliche Verteidigung der Revolution. Für den Fall, daß Re
gierungstruppen in die Mülheimer Verhältniſſe eingreiſen ſoll-
ten, werden ſämtliche Arbeiter nach erſolgtem Sirenenruf die
Arbeit niederlegen.

Eine letzte Nachricht aus Mühlheim a. R. beſagt: Eine
Konferenz der Mülheimer Beamtenſchaft und der ihr ange
ſchloſſenen Arbeiterorganiſationen der Poſt, Eiſenbahn und der
Stadt führte zu einer vollkommenen Einigung, ſo daß mor-
gen 5 Uhr die Arbeit wieder aufgenommen wird.

Es wird weiter aufgeräumt
Von ſeiten der Reichsregierung werden neue Truppen

verbände konzentriert, die für Zwangsmaßnahmen
der Reichsregierung gegenüber Landes- und Stadtvertretungen
Anwendung finden ſollen, die ſich weigern, den bei den Wahlen
bekundeten Mehrheitswillen in der Zuſammenſetzung der Re
gierungen bezw. der Stadtverwaltungen zur Geltung zu bringen.
Die Herrſchaſt von Spartakusanhängern in einigen Reichsgebie-
ten wird nur noch ſehr kurze Zeit währen.

Deutſchlands Lebensmittelverſorgung.

Jn der Waffenſtillſtandskommiſſionsſitzung in Spaa am 2. Feb
ruar ſetzte die Entente die deutſche Kommiſſion von ſeinem Beſchluſſe
in Kenntnis, in Spaa über die Mitwirkung der deutſchen Handels
flotle an der Weltſchiffahrtsgemeinſchaft und über Deutſchlands Ver-
ſorgung mit Lebensmitteln unter Beteiligung beſonderer Sachver-
ſtändiger verhandeln zu laſſen. Sodann ſoll über die Finanzfragen
verhandelt werden, die ſich aus der Regelung der beiden oben er
wähnten Fragen ergeben. Die deutſche Regierung wurde gebeten,
zu dieſen beiden Sitzungen beſondere Vertreter zu entſenden. Sie
wurde gleichzeitig erſucht, anzugeben, welche Mengen von Holz,
chemiſchen Erzeugniſſen und Kohlenteer Deutſchland zum Ausgleiche
der gelieferten Lebensmittel ausführen könne.

Der Vertreter der deutſchen Regierung in Spaa legte in einer
Note die Bedingungen dar, unter denen die alliierten Lebensmittel-
transporte für Polen von Danzig aus durchgeführt werden können.
Die Note verlangt Zahlung der Transportkoſten, Freigabe des deut
ſchen Küſtenverkehrs für den Kohlentransport und die gleichzeitige
Lieferung von Lebensmitteln an Deutſchland. Außerdem fordert ſie
die Anrechnung des für die polniſche Lebensmittelverſorgung zur
Verfügung zu ſtellenden deutſchen Eiſenbahnmaterials auf diejenigen
Lokomotiven und Eiſenbahnwagen, welche der Entente auszuliefern
ſind.

Deutſche Reeder fahren nach Spaga.
Wie verlautet, geht eine Abordnung von deutſchen Reedern nach
Spaa ab, um daſelbſt in der Angelegenheit der deutſchen Handels-
ſchiffe mit den Ententevertretern zu verhandeln. Jnsgeſamt haben
11 Herren aus den Hanſaſtätten dieſe Aufgabe übernommen. Sie
werden begleitet von Vertretern des Auswärtigen Amtes, des Reichs
wirtſchaftsamtes und des Reichsmarineamtes.

Von der internationalen Gozialiſten-Konferenz.

Auf dem internationalen Sozialiſtenkongreß zu Bern ſind
ins geſamt 40 Länder mit 88 Abgeordneten vertreten. Der baye
riſche Miniſterpräſident Eis ner wünſchte, daß aus der erſten
Zuſammenkunft der Internationale der Anfang eines Völker
bundes hervorgehen möchte. Eisner ſtimmte Thomas zu, daß
völlige Klarheit und Wahrheit zwiſchen den Genoſſen unterein
ander herrſchen müſſe. Eisner verbreitete ſich dann über den
Charakter der deutſchen Revolution und ſtellte ſeſt, daß dieſe Re

Arbeiterbewaſſnnng auch in Leiyig volutlon die Maſſen aufs tiefe wngewandelt habe. Er pole
miſierte ferner in längeren Ausführungen gegen die Darkegun
gen von Wels. Eisner erklärte u. a.: Wir eutſchen wollen
unſere ſchwere Schuld dadurch ſühnen, daß wir auf
dem Wege zum Sozialismus ernſt und kraftvoll voranſchreiten
Eisner gibt zu, daß er kurz vor dem Kriege überzeugt war, daß
vom Oſten her ein Ueberfall drohte. Noch im Auguſt 1914
konnten viele, vielleicht alle, im Zweifel ſein, ob Deutſchland
einen Verteidigungs- oder Angriffskrieg führte, aber bald war
es den meiſten klar, daß ſie getäuſcht worden waren. Jch glaube
es gibt keinen Krieg der Weltgeſchichte, in dem ſchon während
des Krieges jeder mit voller Klarheit die Urſachen der Kats
ſtrophen erkennen konnte. Selbſt die bürgerlichen Deutſcher
leugnen die Kriegsſchukd nicht. Wir wünſchen nicht. daß die
Mehrheitsſozialiſten hier als Büßer erſcheinen. Die Mehrheits-
ſozialiſten ſind auch über die Ausſichten des Krieges belogen.
worden. Dieſer Krieg iſt von einem kleinen Teil größenwan
ſinniger Militärs in Deutſchland im Verein mit Kapitaliſten und
Fürſten ohne jegliche politiſche und militäriſche Sachfenn nis ent
ſlammt worden. Adler-Oeſterreich, von mirntenlangem
Beifall empfangen, erklärte, Oeſterreich, dem Deucſchland Unter
ſtützung gewährt habe, ſei zwar ſchuldig an der Entzündung des
Weltkrieges, den es bewußt vorbereitet habe. Mitſchuldig leien
aber auch die anderen Jmperialiſten, beſonders Rußland. Adler
verwift jede Reſolution, die den Bolſchewismus verurteile, ohne
daß dieſer ſich verteidigen könne.

Unter allgemeiner Aufmerkſamkeit führte ſodann Troelſt e
etwa folgendes aus: Jch hoffe, daß die deutſchen Mehrheitsſozia-
liſten durch eine ehrliche und offene Erklärung in Betreff der
Schuldfrage und was damit zuſammenhängt, die Bande wieder
herſtellen werden, die ſie früher mit den Sozialiſten anderer Län
der verbunden haben. Das ſozialiſtiſche Programm müſſe gegen
etwaige Beſchlüſſe der Pariſer Konferenz durchgeführt werden,
was beſonders bei den Vertretern der franzöſiſchen Mehheits-
ſozialiſten Beifall fand.

Am Schluſſe der Sitzung ließen die deutſchen Mehr-
heitsſozialiſten eine Reſolution
überreichen, in der die ſozialdemokratiſchen Partei Deutſchkands
ſich zu der Auffaſſung bekennt, daß der Welfkrieg im aliſgemeinen
eine Folge der imeperialiſtiſchen Politik des vergangenen Jahr-
zehnts ſei. Die ſozialdemokratiſche Partei Deutſchlands fordert
die reſtloſe Auſtlärung der Vorgänge, die den Krieg herbeigeführt
haben. Sie betont, daß der Einmarſch der deutſchen Truppen
in Belgien einen Völferrechtsbruch darſtellt und daß ſie ſich iv
bezug auf die Wiederherſtellung Belgiens auf den Boden der
Wilſonſchen Forderungen ſtellt.

Schließlich ſchlägt Branting eine Reſolution vor, in de
es u. a. heißt: Jndem die Konferenz die deutſche Revolution
und die demokratiſchen und ſozialiſtiſchen Einrichtungen, die ſie
herbeigeführt hat, begrüßt, ſieht ſie die Bahn frei für die gemein
fame Arbeit der Jnternationale.

Der bedrohte Den.
Von unſerem Berliner Vertreter wird uns geſchrieben:
Die letzten Nachrichten aus dem bedrohten Oſten lauten leider

garnicht erfreulich. Die Bolſchewiſten rücken in der Nähe von Kownr
entſchieden vor. Es ſollen an der oſt preußiſchen Front ca. 50) 000
bis 80000 bolſchewiſtiſche Truppen ſtehen. Die Regierung hat da
her, wie ich höre, auch geeignete Maßnahmen getroffen. um ein Ueber
ſchreiten der deutſchen Grenze durch die BolſchewikenBanden zu ver
hindern. Die bedrohlichen Erfolge der Polen dei Ravitſch laſſen
Schlimms befürchten. Es verlautet, daß die Reichsregierung die
Abſicht hat, den Heimatſchutz, der ſich in ſeiner bisherigen Geſtal“
im weſentlichen als unzureichend erwieſen hat, erheblich auszubauen.
Schon in den nächſten Tagen ſoll eine neue Diviſion gebildet werden
und man entfaltet bereüs eine rege Werbetätigkeit Leider ſcheint die
Fürſorge für die Oſtſchutztruppen manches zu wünſchen übrig
zu laſſen. Es verlautet daß die Verſorgung derſelben mit Män!eln
unzureichend ſei u. a. Hier muß grändlich durchgegriffen und be
rechtigten Beſchwerden ſchnell abgeholfen werden!

Zurücknahme der Truppen bei Bromberg.

Amtlich wird aus Bromberg gemeldet: Die Truppen, die der
Vorſtoß auf Netzwalde und Schubin unternommen hatten. wurden
in der Nacht vom 3. zum 4. und 4. zum S. zurückgenommen.

Der Belagerungszuſtand über Thorn aufgehoben.
Der Belagerungszuſtand bei Thorn iſt aufgehoben worden. Die

in der Landesverratsaffäre verhafteten polniſchen Bürger ſind bis
auf den Unterzahlmeiſter Richlicki aus der Haft entlaſſen worden

Polniſche Greuel.
Der „Berl. Lok.Anz.“ ſchreibt: Was heute in der Provinz P en

möglich iſt und welche Greueltaten polniſcherſeits dort verübt werden,
dafür bietet ein bezeichnetes Beiſpiel der Vorgang, daß bei den
letzten Kämpfen im Hopfengarten bei Bromberg ein Pole einem deut
ſchen Kinde den Hals durchſchnitt. Die Mutter lief hinter dem
Möpder her. Dadurch rzurden Grenzſchug oldaten auf ihn auf
merkſam, verfolgten ihn und nahmen ihn feſt. Der Mörder, der nur
mit Mühe der Lynchjuſtiz entzogen werden konnte, wurde in Brom
berg der Juſtiz übergeben.

Ruſſiſche Mobilmachnng.

Beibehaltung der Kriegsfronten.
„Hollandſch Nieuwsbureau“ meldet aus London: Die Bolſche

wiſtiſche Regierung hat den Beſchluß gefaßt. daß die Jahrgänge
der Territorigakarmee vom 29 bis zum 45. Lebensjahre in Peters
burg und in den andern Diſtrikien unter die Fahnen gerufen werden
Dieſer Beſchluß wird die Friedenskonferenz wie uns gewiß nicht
im Unklaren darüber laſſen. daß die Sowjetregierung bereit iſt, den
Krieg auf allen Fronten aufrecht zu erhalten, ſolange die Weltrevo
lution noch nicht ausgebrochen iſt.

Die Sowjets wollen nicht zur Friedenskonferenz.
„Daily Mail meldet aus Moskou: Der Sowjetkongreß ha

die Einladung der Alliierten zur Friedenskonferenz nicht angenom
men. Es wurden Verhandlungen von Proletariat zu Proletariat
verlangt.

Bedrohliche Lage in Jrland.
Wie aus England über Holland gemeldet wird, beginnt die

Lage in Jrland eine ſehr bedrohliche Form anzunehmen. Es ſtehe
erne gemeinſame Aktion der politiſchen und induſtriellen Kreiſe in der
republikaniſchen Bewegung hervor. Es heißt, da die Führung der
Arbeiterbewegung in Dublin vollſtändig in die Hände der bol che
wiſtiſchen Richtung übergegangen ſei. Der Schlachtruf der Bewegung
ſei die Forderung nach Entlaſſung der Sinnfeiner- Gefangenen.

Venizelos beanſprucht Konſtantinspel.

„Havas“ meldet unter dem 5. Februar aus Paris: Venize
los beendete geſtern vormittag ſeinen Vortrag über die Anſprüche
Griechenlands, indem, er ſich für die Konſtantinopeler und die klein
aſiatiſche Frage äußerte. Er wies auf die Schäden hin, die ſich
aus der Tatſache für Europa ergaben, daß die Türken die Herren
Meeren wären. Griechenland machte auf den Grund ſeiner Ge
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ſchichte ſeinen Anſvench anf Konſtantinopel geliend, wo die Hellenen



turkiſche Element lomme dem Zrie
S nur infolge der in der türkiſchen Hauptſtadt vorhandenen An
Jahl vo

das Uebergewicht hätten. Das

n Beamten aller e We uns Er hee,der auf dem Spiele ſtehenden großen Jn n nachgeben,h e ennlpei nicht den Griechen, ſondern dem Völkerbund
Abergeben würde. Hinſichtlich Kleinaſiens, wo 1 700 000 Griechen
lebten, die allerlei Verfolgungen zu erdulden gehabt hätten, weiſe
die Athener Regierung darauf hin, daß dieſe Gebiete ihr 1915 von der
Entente angeboten worden ſeien. Die Athener Regierung hoffe, daß
die Entente in Anſehung der Opfer Griechenlands ihre damaligen
Anerbietungen aufrechterhalten werde. Nach dem Vortrage Venize
los dankte ihm Orlando, der die Hoffnung ausdrückte, daß man die
zwiſchen Jtalien und Griechenland ſchwebenden Fragen in einer für
beide Länder zufriedenſtellenden Weiſe löſen werde.

Aus Stadt und Umgebung
Was gibt es an Lebensmitteln?

Roßfleiſch- und Fleiſchwarenverkauf
findet am Freitag, den 7. Februar bei Hoffmann, Brühl 6 vorm.
von 9--11 UÜhr und nachm. von 2——5 Uhr, bei Möbius, Tiefer Keller,
vorm. von 9—11 und nachm. von 2——-5 Uhr, und bei Naundorf,
Obere Breiteſtraße 4 nachm. von 1-—4 Uhr ſtatt. (Ordnungsnummern
ſ. Anzeige).

Fleiſchverkauf auf der Freibank
findet am Freitag, den 7. Februar und Sonnabend den 8. Februar
von vorm. 8--11 Uhr ſtatt.

Zunächſt keine Kürzung der Brotration.
Die jetzt vielfach geäußerte Befürchtung, daß in allernächſter Zeit

die augenblicklich einigermaßen befriedigende Brotration gekürzt
werden müſſe, iſt vor der Hand unbegründet. Es liegen noch keine
Anweiſungen vor, die Brotrationen zu kürzen.

Seiſenkarten betreffend.
Da auf den jetzt ausgegebenen Karten als Bezugsmenge wieder

250 Gramm Seifenpulver angegeben iſt, ſei ausdrücklich darauf
aufmerkſam gemacht, daß trotzdem wie bereits ſeit Januar 1918
nur 125 Gramm Seifenpulver auf eine Marke verabreicht werden
dürfen. Seife kann dagegen auch im Monat Februar 100 Gramm
(ſtatt vermerkbar 50 Gramm) bezogen werden.

Keine Erhöhung der Steuern.
Nachdem die Beratungen über die Feſtſtellung der Haushalts

gläne für die Stadt Merſeburg abgeſchloſſen ſind, läßt ſich über
ſehen, daß trotz der erheblichen Neuanforderungen an die Stadtkaſſe
der Haushaltsplan ohne Erhöhung der Steuerſätze balanziert wer
den wird.

Statt 30 künftig 35 Stadtverordnete!
Merſeburg iſt bis jetzt im Stadtparlament mit 30 Stadtverord-

neten vertreten. Die Städteordnung ſieht nun für Städte mit
einer Einwohnerzahl von 20 000-—-30 000 36 Stadlverordnete vor.
Demzufolge hat der Magiſtrat nunmehr beſchloſſen, daß bei den näch
ſten Stadtverordnetenwahlen 36 Stadtverordnete gewählt werden
müſſen.

Der Vund der Landwirte
hält am Montag, den 17. Februar, mittags 12 Uhr in Berlin
im Kaiſerſaal des „Rheingold“, Potsdamerſtraße, ſeine diesjährige
Hauptverſammlung ab. Der Eintritt iſt nur gegen beſondere Aus-
weiskarten geſtattet, die von der Zentralgeſchäftsſtelle des Bundes in
Berlin S. W. 11, Deſſauerſtr. 26 angefordert werden können. Die
Tagesordnung wird ſpäter bekanntgegeben werden.

Einſchränkung des Frachtſtückgutverkehrs.

Vom 7. bis 8. Februar tritt wiederum eine Frachtſtückgutſperre
in Kraft. Dringende Lebensmittel ſind als Eilgut aufzuliefern.

Jagdverpachtung.

Die Jagd im Bezirk der Gemeinde Meuſchau ſoll öffentlich meiſt
bietend verpachtet werden. Der Termin iſt auf Donnerstag den 20.
Februar, Nachmittags 4 Uhr feſtgeſetzt und findet im Schmidt'ſchen
Gaſthaus in Meuſchau ſtatt.

Diebſtähle.
Jm benachbarten Meuſchau wurde dem Landwirt Auguſt K. in

er Nacht vom Dienskag zu Mittwoch 23 Hühner und einige Gänſe
geſtohlen. Auch dem Landwirt Hermann Sch. wurde dieſer Tage
am helllichten Tage eine Gans geſtohlen. Von den frechen Dieben
hat man leider keine Spur.
Ueber die Erhaltung des Regierungsbezirks Merſeburg bei Preußen

führte in der Geſamtſitzung der Halleſchen Hnadelskammer am H.
Februar Direktor Reinicke etwa folgendes aus: Die geplante
Zerſtückelung Preußens muß ſchäufſten Widerſpruch hervorrufen. Die
Erhaltung Preußens als feſter, großer einheitlicher Staat iſt im Jn-
tereſſe Deutſchlands unumgänglich notwendig. Von Dresden aus
wird angeſtrebt, den Regierungsbezirk Merſeburg abzulöſen und zu
Sachſen zu ſchlagen. Der ſächſiſche Miniſter des Jnnern Dr. Grad-
nauer hat ſich dafür eingeſetzt, weil Sachſen, mit Jnduſtrie überreich
beſetzt und dicht bevölkert, zu wenig landwirtſchaftliche Bezirke habe.
Das kann kein ſtichhaltiger Grund ſein; denn in normalen Zeiten
wirtſchaftlichen Erzeugniſſe Preußens kommen Sachſen ebenſo gut zu
wirtſchaftlichen Erzeugniſſe Preußens komen Sachſen ebenſo gut zu
ſtatten. An unſeren Herrn Präſidenten iſt ſoeben noch ein Tele
gramm eingegangen, des Jnhalts, daß die Bürgermeiſter der Städte
Delitzſch, Bitterfeld, Hohenmölſen, Jeſſen, Landsberg, Liebenwerda,
Lützen, Querfurt, Stolberg, Wittenberg, Zeitz und viele andere ſich
gegen die Einverleibung ihrer Orte nach Sachſen erklären. Anders
liegen die Verhältniſſe hinſichtlich Thüringens. Der Zuſammen-
ſchluß der acht thüringiſchen Staaten mit dem Regierungsbezirk Er-
furt und der Hauptſtadt Erfurt erſcheint zweckmäßig. Dagegen brau
chen die Kreiſe Nordhauſen und Sondershauſen nicht zu Thüringen
geſchlagen zu werden.

Jn der Depatte unterſtützt Herr Manſchewski dieſe Aus-
führungen. Sondershauſen und Allſtedt, die von preußiſchem Ge-
biet eingeſchloſſen ſind, wären allerdings am beſten an Preußen zu
geben.

Die Verſammlung erklärt ſics grundfätzlich mit den Darlegungen
des Referenten einverſtanden.

Der Präſident der Handelskammer macht darauf aufmerkſam,
daß eine Konferenz aller preußiſchen Handelskammern ſich am 12.
Februar mit der Sache befaſſen werde. Die halliſche Kammer werde
e in dem von Herrn Reinicke angegebenen Sinne ihren Willen
undgeben.

Schließlich berichtete noch Herr Manſchewski, daß die Handels-
kammer in Hamburg ein Schreiben geſandt häbe, worin ſie dar-
legt, daß es eine Schwäche des Projekts der Südlinie des Mittel
landkanals ſei, daß es eine Einmündung des Kanals oberhalb Mag-
deburg bei Weſterhüſen in die Elbe vorſehe, während die Nord und
Mittellinie unterhalb Magdeburgs mittels einer Kanalbrücke über die
Elbe in den Jhlekanal einmünde. Der Referent ſchlägt vor, dem
Verein zur Förderung der Südlinie anheimzugeben, die Frage der
Ueberbrückung der Elbe und Einführung in den Jhle- und Plaueſchen
Kanal nochmals zu bearbeiten. Die Kammer ſtimmt dem zu.

Einſtellung des Verkehrs nach den von den Polen beſetzten Teilen
der Provinz Poſen.

m Anzeigenteile veröffentlicht das Generalkommando IV A.-K.
die re pere zur Anordnung über die Einſtellung
des Ver ehrs nach den von den Polen beſetzten Teilen der Provinz
Poſen. Diejenigen Militärperſonen, die anderweitig kein Unter
kommen finden können, werden vorläufig im Lager Neuhammer
untergebracht.

Der Ev. Männer und Jünglingsverein
hierſelbſt hielt ſeine Generalverſammlung ab. Aus demacht berichthervor, daß der Verein am 31. Dezember einen die

igliederde

ſtand von 17 Perſonen aufwies, davon 112 über und 35 unjer 17
Jahren. Von den ins Feld gezogenen Mitgliedern fielen 6, 5 befin
den ſich in Gefangenſchaft. Kaſſenbericht ergab eine Jahresein
nahme von 1783,10 Mk., eine Ausgabe von 1777,32 Mk. Der Ver
mögensbeſtand wies am luſſe des Jahres 2101, 25 Mk. auf. Er
iſt zinstragend angelegt. Die Bibliothek iſt fleißiger benutzt worden,
als früher, der Turnbericht zeigt ebenfalls ein befriedigendes Reſul-
tat. Bei den turneriſchen Wettkämpfen des vergangenen Jahres haben
mehrere Mitglieder CEichenkränze und Ehrendiplome errungen. Der
Poſaunenchor hat ſeine Tätigkeit während der Kriegszeit einſchränken
und ſchließlich ganz einſtellen müſſen. Die Vorſtandswahl ergab die
Wiederwahl des bisherigen Vorſtandes. Nur wurde für ein von
hier verzogenes Mitglied der Bibliothekar Brückner ge
wählt. Es wurden ſodann Werbemittel zur Heranziehung der Ju-
gend beſprochen. Schließlich erwähnte der Vorſitzende noch die An
regung der Regierung zur Einführung eines internationalen Arbeiter
rechts. Mit dem Wunſche, daß mit Zuſammentritt der Nationalver
ſammlung in Weimar ſich die Lage in unſerm Vaterlande beſſern
möge, ſchloß der Vorſitzende Paſtor Werther die Verſammlung.

Ententſendung von Kommiſſionen der Alliierten zur Nachforſchung
noch verborgener Gefangenen.

Der alliierten Waffenſtillftandskommiſſion iſt auf Nachſuchen die
Erlaubnis erteilt worden, Kommiſſionen zu entſenden, die nach an
geblich in Deutſchland verborgen gehaltenen Kriegs und Zivilge-
fangenen Nachforſchungen anſtellen ſollen. Eine ſolche Kommiſſion
unter Leitung des franzöſiſchen Stabsarztes Lacheze befindet ſich
beim Generalkommando IV A.-K. und hat ihren Sitz im Zentral-
hotel zu Magdeburg. Dieſe Kommiſſion wird alle Orte, an denen
ſich Gefangene der Entente befunden haben oder ſich noch befinden

alſo auch Merſeburg aufſuchen. Jhre Anweſenheit wird durch
die örden bekanntgegeben werden. Alle Gefangenen, auch ſolche,
die in Deutſchland zu bleiben wünſchen, müſſen ſich bei dieſer Kom
miſſion melden. Alle Zivilperſonen die Kenntnis von dem Aufenthalt
eines Kriegs oder Zivilgefangenen haben, müſſen dem nächſten Ge
fangenenlager oder der Ortspolizeibehörde Angabe machen. Auf
keinen Fall dürfen Ententegefangene gegen ihren Wunſch zurückge-
halten werden. Auf ruſſiſche und rumäniſche Gefangene bezieht ſich
die Bekanntmachung nicht.

Ggen Angriffe auf die Preſſefreiheit.
Der Verein des Verbands Berliner Preſſe“ hat an die Deutſche

Nationalverſammlung folgendes Proteſttelegramm gerichtet:
„Der Verein der Berliner Preſſe erhebt ſchärfſten Proteſt gegen die

zahlreichen Vergewaltigungen und Drangſalierungen der Preſſe und
bedauert aufs tiefſte, daß es noch immer nicht gelungen iſt, die Frei-
heit der Preſſe und ihre Angehörigen und Betriebe wirkſam zu
ſchützen. Er richtet an die Deutſche Nationalverſammlung die drin-
gende Bilte, darauf hinwirken zu wollen, daß dieſem unerträglichen
und unwürdigen Zuſtande ungeſämt ein Ende gemacht wird.“

44 Milliarde jährlich für Kriegsbeſchädigte.
Auf rund 44 Milliarden wird man die Ausgaben für jährliche

Renten des deutſchen Reiches für Kriegsbeſchädigte, Kriegshinterblie-
bene uſw. einſchätzen können. Die Möglichkeit, die Mitiel zu be
ſchaffen, iſt heilige Pflicht aller Berufsſtände, jedes Einzelnen. Die
Wunden des Krieges müſſen geheilt werden, aber nur durch äußere
Kraftanſtrengungen des Reichs, die engſte Zuſfammenarbeit aller
Kriegsbeſchädigtenorganiſationen, das Vertrauen des einen zu dem
andern können die Not lindern. Unſer Vaterland liegt in Trüm-
mern, aber die Wunden der einzelnen Exiſienzen unſeres unbeſiegten
Heeres dürfen nicht ungeheilt bleiben.

Ausbleiben der land wirtſchaftlichen Maſchinen aus dem Felde.
Wie wir von unterrichteter Seite erfahren. iſt infolge der ſcharfen

Waffenſtillſtandsbedingungen und der dadurch verurſachten überſtürz-
ten Demobiliſierung nur eine ganz geringe Anzahl Lokomobilen und
Dreſchmaſchinen zurückgekommen. Die Hoffnung weiter Kreiſe aufm an rhhefiih Maſchinen aus dem Felde hat ſich demnach
nicht erfüllt.

Keine Ausnahmebeſtimmungen für die ſtudierenden Kriegsteilnehmer.
des Jahrgangs 1899.

Nach einer Mitteilung des Kriegsminiſteriums ſollen ſämtliche
Angehörige der Jahrgänge 1896 und 97 in Laufe des Monats Ja-
nuar 1919, des Jahrgangs 1898 in der Zeit vom 15. Januar bis
Ende Februar d. Js. entlaſſen werden. Hinſichtlich der Entlaſſung
des Jahrgangs 1899 beſtände mit Rückſicht auf die augenblicklichen
Verhältniſſe zurzeit nicht die Möglichkeit, Ausnahmebeſtimmungen
zugunſten der ſtudierenden Kriegsteilnehmer feſtſetzen zu können.
Beſtimmungen über die Zuläſſiigkeit einer längeren Beurlaubung
derartiger Angehöriger des Jahrganges 1899 würden in Kürze im
„A. V. Bl.“ veröffentlicht werden.

Aus Kreis und Nachbarkreifen.
Vohrungen.

Burgliebenau, 6. Februar. Bohrungen werden gegenwärkig
unmittelbar hinter der Pfarre im Walddiſtrikte ausgeführt. Sie be
zwecken, die Waſſerverhältniſſe feſtzuſtellen, zur Anlage von Sammel
brunnen im volkswirtſchaftlichen Jntereſſe.

Stadtverordnetenwahl am 2. März in Halle.
Halle, 6. März. Der Magiſtrat gibt bekannt: Die Wahl der

StadtverordnetenVerſammlung findet nach Beſchluß des Magiſtrats
um Sonntag, den 2. Mär z, ſtatt.

Aus Provinz und Reich
Unerwarteter Erfolg.

Naumburg, 4. Februar. Die Nachforſchungen der hieſigen Krimi-
nalpolizei nach verſchleudertem Heeresgut haben einen unerwarteten
Erfolg gehabt. Neben Decken, Stiefeln und drei Pferden wurden
acht Artillerie-Rundſichtfernrohre im Werte von 48 000 Mark aufge
funden und dem Militärfiskus wieder zurückgegeben. Die koſtbaren
Jnſtrumente waren angeblich von Schuljungen aus offenſtehenden
Protzen im Hofe der Artilleriekaſerne entwendet worden.

Die Unabhängigen im Vorſitz des Leipziger Stadtverordneten
kollegiums.

Leipzig, 6. Februar. Geſtern trat das neugewählie Stadtver-
ordnetenkollegium zu ſeiner erſten Sitzung zuſammen. Jn der Frage
der Vorſteherwahlen ſtellte ſich die Mehrheitsſozialdemokratie auf
Seite der Unabhängigen, Somit wurde der Führer der Unabhän-
gigen, See ger, zum erſten Stadtverordnetenvorſteher gewählt. Auch
zum erſten Vizevorſteher wurde nach drei Wahlgängen mit Hilfe der
Mehrheitsſozialiſten der Unabhägige Scheib gewählt. Die Wahl
des 2. Vizevorſtehers wurde auf die nächſte Sitzung verſchoben, da
der bisherige 2. Vorſitzende, der Mehrheitsſozialiſt Pollender, von
den Bürgerlichen nicht gewählt wurde, ſondern nur die ſozialiſtiſchen
Stimmen erhielt und er deshalb auf die Annahme der Wahl ver-
zichtete.

Von Dieben erſchoſſen.
Gommern, 5. Februar. Eine Bluttat, wwelche unſere ln

tigen unhaltbaren Zuſtände grell beleuchtet, ereignete ſich Nachts in
den ſogenannten ſchwarzen Bergen zwiſchen Dannigkow und Vehlitz.
Das dort einſam liegende Gehöft der Landwirts Koch wurde nachts
von Einbrechern z t. Außer den Beſitzern war zur Zeit der
bei K. beſchäftigte Wilhelm Pfeiffer aus Gommern anweſend. Jm
Vegriff, nachzuſehen, wer das Egentum bedrohe, traf P. die Diebe vor
der Tür. Jn dieſem Augenblick eröffneten dieſe ein raſendes Ge
wehrfeuer und P. wurde durch einen Bauchſchuß ſo ſchwer verletzt,
daß er alsbald ſeiner Verletzung erlag

Einbruch im Polizeiamt.
Burg, 5. Februar. Mit ſeltener Frechheit iſt is im hie-ſigen Po an ein Eine diehteht verübt ger Trotzdem

ſämtliche Türen verſchloſſen waren, der Hof ſelbſt und die Kamma-
cherſtraße vom M her beleuchtet ſind, und trotz der regelmäßigen

Kontrollgänge eines Beamten iſt es den Dieben gelungen, aus den
Dienſtzimmer des Polizeiinſpektors einen mehrere Zentner ſchweren
Geldſchrank mit Inhalt zu ſtehlen. Die Einbrecher, die mit den Ver
hältniſſen genau vertraut geweſen ſein müſſen, hatten, da Zahltag
war, jedenfalls viel Geld in dem Schranke vermutet; es ſollen aber
nur eiwa 600 Mk. darin enthalten geweſen ſein.

Neuer Regimentskommandeur.

Quedlinburg, 6. Februar. Oberſt Frhr. v. Blomberg iſt zum
Kommandeur des Jnfanterie- Regiments 165 beſtimmt worden. Er
war im Frieden Bataillonskommandeur des 3. Bataillons, im Kriege
war er Oberquartiermeiſter bei einer Armee und zuletzt Brigade- Kom
mandeur einer Garde-Jnfanterie-Brigade.

Paul Lindau f.
Verlin, 4. Februar. Der bekannte Schriftſteller Paul Lindau

iſt im Alter von 79 Jahren hier geſtorben.
Eine Gattenmörderin.

Berlin, 6. Februar. Unter dem Verdacht des Gatlenmordes
iſt die Schlächtermeiſtersehefrau Föge hier, und mit ihr deren Geliebter
ein Kaufmann Johannes Klauske, verhaftet worden. Frau Föge
war, während ihr Gatie im Felde warx, mit Klauske ein Lrebesver
hältnis eingegangen und ſetzte dies auch fort, nachdem ihr Mann
heimgekehrt war. Bei einer Silveſterfeier in einem Gaſthauſe er
krankke Föge plötzlich und ſtarb auf dem Wege nach Hauſe. Bei der
Obduktion dr Leiche wurde m daß der Tod durch Blau
ſäurevergiftung eingetreten iſt. a der dringende Verdacht beſtand,
daß Frau Föge ſelbſt ihren Gatten vergiftet hat, wurde ſie mit ihrem
Geliebien verhaftet.

Zwei Wilderer erſchoffen.
Münſter i. W., 4. Februar. Jn den WMaldungen bei Dülmen

ſtießen Forſtbeamte auf Wilderer. In dem ſich entſpinnenden Kampfe
wurden zwei Wilderer erſchoſſen.

Gasexploſion auf der Hütte Phoenix.
Duisburg, 4. Februar. Jnfolge einer heftigen Gosexploſton

auf der Hütte Phoenix wurde eine Anzahl von Gebäuden teilweiſe
zerſtört. Vier Arbeiter wurden ſchwer verletzt.

c

Seeräuber in der Nordfee.
Geeſtemünde, 6. Februar. Auf dem Fiſchdampfer „Minden“

der Norddeutſchen Hochſeefiſchereigeſellſchaft überfielen zwei Matroſen
und zwei Ziviliſten den Wächter und warfen ihn aufs Land. Darauf
erſchien ein Schleppdampfer, der die „Minden“ losmachte und dami
nach Elsfleth abdampfte. An Bord des Fiſchdampfers verkaufte
dann der Anführer, einer der Matroſen, das Schiff für 250 090 Mk.
an die beiden Ziviliſten. Der Reeder des geſtohlenen Schiffes nahm
ſofort die Verfolgung mit einem anderen Dampfer auf, und in Els-
fleth gelang es der inzwiſchen benachrichtigten Kriminalpolizei, die
Beteiligten bis auf den Rädelsführer zu verhaften.

Eiſenbahnunglück.
Offenbach, 3. Februar. Ein ſchweres Eiſenbahnunglück hat ſich

am Montag früh auf dem Oſtbahnhof zu Offenbach ereignet. Dort
kam es zu einem Zuſfammenſtoß von zwei Arbeiter-Perſonenz ügen,
wobei beide Lokomotiven und von beiden Zügen die erſten Wagen
aus den Gleifen geſchleudert und ſtark beſchädigt wurden. Der Hei
zer des einen Zuges wurde getötet, der Lokomotivführer ſchwer vew
letzt. Von den Mitreiſenden erlitten 15 Perſonen Verletzungen.

Ein Rieſenſchwindel.
München, 5. Februar. Der 28jährige Kaufmann Hans Schulze,

Sohn eines fächſiſchen Bergwerksdireklors, hatte hier im Miniſterium
des Aeußeren zu tun. Bei dieſer Gelegenheit konnte er ein Brief-
formular mit dem Aufdruck „Volksrat Bayern“ entwenden und mit
dem amtlichen Stempel verſehen. Darauf ſtellte er ſich ſelbſt eine
unbegrenzte Vollmacht zum Ankaufe von Lebensmitteln für den Staat
aus. Jm Vorzimmer eines Referenten des Miniſteriums iraf er
einen wegen einer Ausreiſeerlaubnis erſchienenen Zahnarzt. Dieſem

und ebenſo einem Rechtsanwalt, den er auf der Fahrt nach Schlier
ſee kennen lernte, ſchwindelte er unter Vorzeigung des Schriftſtückes
vor, er gebe den Auftrag lieber Privaten, da dabei auch der Staat
beſſer wegkomme, rechnete ihnen ihren großen Verdienſt aus und
erhielt von ihnen zuſammen als Remuneration 65 000 Mark, von denen
noch 40 000 Mark als Bankdepot vorgefunden wurden. Schulze
wurde mit ſeiner Frau verhaftet.

Wettervorausſage
Freitag, den 7. Februar. Trübe, Schneefall. Zunahme des

Froſtes. eLetzte Depeſchen
Schwere Ausſchreitungen in Linz.

Linz, 6. Februar. Das Wiener Korreſp.-Büro meldet: Die
Arbeiterſchaft zog aus den Vororten von Lin z in die Stadt,
um bei der Landesregierung wegen der Fleiſch- und Milchnot
vorzuſprechen. Während eine Abordnung der Arbeiterſchaft bei
der Landesregierung weilte, drang ein Haufen meiſt halbwüchſi
ger Burſchen in ein neben dem Regierungsgebäude gelegenes
Gaſthaus ein, das war der Beginn von ſchweren Aus-
ſchreitungen und Plünderungen. Die Plünderungen
dauerten auch Nachmittags an. Zwei Bataillone der Volkswehr
ſind zur Wiederherſtellung der Ordnung aufgeboten.

m

Stillegung
der Schifffahrt der Oder wegen Eisganges.
Stettin, 6. Februar. Jnfolge des ſtarken Eisganges

mußte die Swinemünder Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft den regel-
mäßigen Verkehr der Perſonendampfer zwiſchen Stettin und
Swinemünde einſtellen. Auch die Schiffsbewegung auf der
Oder iſt vollkommen zum Stehen gekommen. Die Wege an der
oberen Oder ſind am Dienstag ſtillgelegt und das Schleuſengeſchäft in Breslau iſt bereits am 30. Whva geſchloſſen worden.

Was die elſäſſiſchen Sozialiſten erklären wollen.
Bern, 6. Februar. Jm Namen der elſäſſiſchen Partei wird

der elſäſſiſche Sozialiſt Grumbach, der bis jetzt für die Volks
abſtimmung war, in der Berner Sozialiſtenkonferenz eine offi
zielle Erklärung abgeben, und zwar angeblich die, daß die elſäſ-
ſiſche Bevölkerung die Angliederung Ehaß-Lothringens an
Frankreich wünſche, und ſich auch über das Saarbecken und
das linke Rheinufer äußern.
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Nachruf.
In den Reihen unſerer Kollegen hat der

ſchreckliche, hoffentlich nunmehr beendete
Weltkrieg große Lücken ger iſſen. Es ltarben
den Heldentod für das Vaterland:
I. Landesverſicherungsſekretär

Kurt Meyer.
2. Landesverſicherungsdiätar

Hermann Zeiger.
3. Landesverlicherungsdiätar

Vriedrich Völkerling.
4. Zivilanwärter

Adolf Laue-
5. Landesverlicherungsinſpektor

Richard FPrehm
in Neuhaldensleben,

6. Landesverſicherungsinſpektor
Gustav Zeläler

in Burg (Bez. Magdeb.)

Es waren uns liebe, treue Kollegen und
Mitarbeiter, die wir ſchmerzich vermiſſen.

Ihr Andenken wird in unſerem Kreiſe un-
vergeſſen bleiben.

Mögen ſie ſanft in fremder Erde ruhen.

Die Beamten der I andesverſicherungsanſtalt

Sachaen- Anhalt
Merſeburg, den 6. Februar 1919.

i e

Dank.
Für die vielen Beweise liebevoller Teil-

nahme beim Heimgange unseres lieben, teuren,
unvergesslichen Entschlafenen können wir es
nicht unterlassen, unsern in nigsten Dank
auszusprechen. Insbesondere Dank Herrn
Pastor Schumann für die trostreichen
Worte im Trauerhause und in der KkKirche,
sowie Herrn Lehrer Hornbogen nebst der
lieben Schuljugend für den Trauergesang.
Dank auch dem Kriegerverein von Meuschau,
dem Bauern- und Konsum- Verein von Merse-

burg und Umgegend für die reichlichen
Blumenspenden. Zuletzt nochmals Dank allen
denen von nah und fern, die seinen Sarg s0
reichlich mit Kränzen schmückten und ihn
zur ewigen Ruhe bestatteten.

Meuschau, den 6. Februar 1919.

Die tieſtrauernden Hinterbliebenen.

Familie Schmidt.
d W

BVeterinäre,
welche bereit ſind, ſich für den

Grenzſchutz Oſt
zur Verfügung zu ſreèllen, wollen ſich baldigſt mekdent beim

Generaloberveterinär Broſe,
Korpsveterinär des IV. A.- Magdeburg,

Generalkommando IV. A.-K. Fürſt Leopoldſtraße, Viktoriag-
ſchule, Zimmer 42.

Ha Iänzer

Adolf Schäfers Nacif.
Spezialgeschäft

far

ODamen- u kinder- Wäsche
Schürzen aller Art

T
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Fernsprecher 259.

Grobe

Auswanhl!
Solide

Qualit à

nmenpiarn
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Aufmerksame

Bedienung
Mäbßige

Prelsol

Gebr. Seibicke, Gotthardtſtraße.

erſcheinen.

e

e Frau Misavbeth Vracht, Hannover 29. Schliebfach 238.

Eiverne Bettstellen

TagesOrdnung
Stellungnahme zu den bev
verordneten-Wahlen.

Deutſch Nationale Volkspartei!

Mitgliederverſammlung.
Freitag, den 7. Februar 1919, abends 8 Uhr (Müllers Hotel.

Alle Mitglieder und Freunde der Partei werden gebeten, zu

Der Vorſtand.
J. V.: Bot

e

Speiſezimmer
Herrenzimmer
Damenzimmer
Schlafzimmer

Küchen
in einfacher bis ganz reicher

Ausführung.
Große Auswahl.

Möbelfabrik
Abert Merten Haett,

inh. Richard Ziemer,
Halle a. S. Alter Markt 2.
Getrag. Militärmäntel
(1 feldgrauer und 1 ſchwarzer)
zu verkaufen. Zu Kragen in

orſtehenden Stadt

h e.

HERMANN SsCHLADITZ
UHREN

GOLD- UND SILBERWAREN
OPTISCHIE ARTIKEL

t

U. RITTERSTR. NO. II.
FERNSPRECHEK 472.

muthc T 2är z JS S nd hcent

Beftstellen
für Erwachsene und Kinder

futge Maraien und Shohsäele

III
empfiehlt zu billigen Preisen

Otto Dahkowitz, Herseburg

11! Sommersprossen!!! verschwinden!
Auf welche einfache Weise teilt Leidensgenossen unentgeltlich mit

Guts verkauf.
Grstklassige Wirtschaft von 150 Morgen, Nähe Leipzigs Sta“ſon, mit

überkomplettem Inventar bei 100 ooo Mark FHnzahlufg sofort zu
verkaufen. Anfragen von nur ernsthaf en Selbstreflektanten zu richten

an Rudolf Mosse Leipzig unter L. S- 159.

Ahttelgroher Massenlthran

feuer- und diebessicher, gebraucht
aber gut erhalten, s ofort zu
kaufen gesucht.

Offerten unter Nr. L. St. 52
an die Expedition d. Blattes.

J e eS 0L7SCHUB
S T
Sec, garantiert fehlerfrei, hohe Form, in den gangbarsten

nur erd Frauen röben 1.90 Mk. pro Paar Höchstverxaufspreis
a pro Paar. Mustersendung (große tZahnsendung, sortiert in

der ratarsten Gröben Herren- und Frauenschuhen), zu 75 M.
ranio nur gegen vorherige Einsendung des Beirags. bei Nicht-

geisnen garantieren wir vereitwillige Zurücknahme und Räckzahlurg
der Setrags Um genaue Adresse und für Bahnsendungen Angabe
er Qüterstation wird geoeten. Garantie für gute Ankunft. Ver-
h Holzschuh- Fabrik Nimbach (Rheinpfal7).

e n
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Kaufm. Lehrling
aus achtbarer Familie, mit guter Hchulbildung, für ein hieſitges
Baubüro geſucht.

lich habe mich in Halle a. S, als

Amugenarzt
niedergelassen.

Dr. med. Fans Großmann
Halle a. S., Grosse Stelnstrasse 14, II,Eingang Mittelstrasso.

Sorechzeit: r Sonntags 9—10 Uhr.

4

Man e r e ei M zähenSpreceh- und sonstige Apparate,
z Motore, Maschinen

werden gut ausrepariert in der

Werkstatt für Hechanik und Flektro- Technik

von I A U C 2 MDelgrube I5. Fernspregner 274.

Achtung wung!
Empfehle meine ſelvſtegrbeiteten Waren:

Auftragbürſten Kleiderürtten

Glanzbürſten GBratenhürſten
Scheuerbürſten Kucenſtreichen

verſchiedener Art Roßkgarbeſen
Schrubber Roßhaarhandfeger
Gläſerbürſten Reißtrohbeſen
Kartätſchen Reißſtrohhandfeger.

Sämtliche Waren ſind gut und danerhaft gear-
beitet. Für Wiederverkäufer größerer Poſten
Rabatt.

Wilhelm Götze
Bürſtenmacher

Neumarkt 78.
ue e

e r
h r

m4 S
wird zu Vergnügungen frei

Anfang März.

Otto Seym.

e
e

5 e e

wei junge Freunde, 19——20
2 Jahre, ſuchen die Bekannt

J ſchaft zweier uetter, hüb.
ſcher Damen im Alter von

Jahren zu Theater- un
Konzertbeſuchen. Spät. Heirat
nicht ausgeſchloſſen Offerten
mit Bild unt. J. V. 190 ar
die Expedition dieſes Blattes

Veparaturen
von Schuhen und tieſen

werden ſchnell und gut ausgeführt
H. Heinemann, Schuhmacher

Schmaleſtraße 12, 2 Tr. I.

Ausprobiert gute
StraßenVeſen,

neneNebenbeſchäftigung

für die Abendſtunden
ucht tüchtiger juüger Kauf
mann mit allen ins Fach
ſchagenden Fragen vertraut

u uttelaſtiſch haltbarer als Piaſſava, Buchhalinng,
naß und tröcken verwendbar,
a Stück 5,60 .4, bei

Ato Renner, Markt 18,
Fernſprecher 509.

täglichHefe ch
Carl Ranceila,

Markt. Fernruf 305.
Elektriſche

Taſchen -Lampen-Vaiterien,
a Stück 1,15 ark, verſendet

Otto Merbach,

Bilanz Monatsabſchlußz,
Offerten unter H. B. S an

die Expedition dieſes Blattes.

c ccceSTO a c o e e WC m W e a cS r Ie v ad

Strebſamer. ger Fucht v.bildeter Kaufmann ſucht Jor

übergehend Beſchäſtigun

im Büro oder Kontor. Angeb.
unt. A. 49 an die Exped. d. VI.

Uniformstücke
zu verkaufen. Zu erfragen inOfferten unker Ar. K. R. 51 an die Expedition d. Blattes. Stregda Eisenach. der Geſchäftsſtelle d. Bl.
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Beilage zu Nr. 32 des Merſeburg

Leitſätze für die Gemeindewahlen.
Die „Korr. der diſchnat. Volkspartei veröffentlicht folgende

Mitteilung: Die Deutſchnationale Volkspartei iſt bereiks in den
Richtlinien ihres Wahlaufrufes für die Deutſche Nalionalverſamm-
lung für eine freiheitliche Geſtaltung der Gemeindeverfoſſungen
eingetreten. Sie wiederholt dieſe Forderung, nachdem durch eine der
Rechtsfähigkeit entbehrende Maßnahme der preußiſchen Regierung
eine allgemeine Neuwahl der Gemeindevertretungen in Preußen an-
geordnet iſt; ſie hält es aber für die Aufgabe der preußiſchen Landes
vrſammlung, ihrerſeits, alſo auf verfaſſungsmäßigem Wege, die Ent
ſcheidung über die künftige Gemeindeverfaſſung zu treffen.

Die Wahlen zur deutſchen Nationalver ſammlung und zur preußi-
ſchen Landesverſammlung haben bewieſen, daß die jetzige politiſche
Vormundſchaft der Arbeiter- und Soldatenräte über die Gemeinde
verwaltungen die Klaſſendiktatur einer Minderheit iſt. An Stelle dieſer
Klaſſendiktatur wieder eine geordnete. ſparſam wirtſchaftende Ge
meindeverwaltung und eine auf der Grundlage des gleichen Wahl-
rechts ruhende Gemeindevertretung zu ſetzen, gehört mit zu den Anf-
gaben, die es bei den bevorſtehenden Gemeindewahlen zu löſen gilt
Niemand beſtreitet der ſozialialdemokratiſchen Arbeiterſchaft das Recht
der Teilnahme an Geſetzgebung und Verwaltung im Reich, Staat
und Gemeinde; dieſes Recht iſt durch das demokratiſche Wahlverfahren,
das ſich nun durchgeſetzt hat, dem Arbeiterſtande als der an Zahl
ftärkſten Schicht im weiteſten Umfange gewährleiſtet. Aber dieſe Teil-
nahme darf ſich nicht in den Formen eines Staates neben dem
Staate vollziehen; ſie muß in den wie auch immer umzugeſtaltenden
Behördenorganismus eingegliedert werden.

Von dieſem leitenden Geſichtspunkt der Wiederherſtellung von
Recht und Ordnung aus fordert die Deutſchnationale Volkspartei:

J. Gemeindeverfaſſung. Ausbau der Selbſtverwal
tung unert Einſchränkung des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes über die Ge
meinden; freie Geſtaltung der Gemeindeverfaſſung und des Gemein-
dewahlrechts unter vollberechtigter Mitwirkung der Frauen.

II. Grundſtücks- und Wohnungspolitik. Voraus-
fchauende, von jeder Spekulation ſich freihaltende Grundſtückspolitik
der Gemeinde zwecks Sicherung eines ausreichenden Gemeindebeſitzes
an Land; Reform des Wohnungsweſens zur Hebung der Volksge-
ſundheit; Vergebung von Gemeindeland unter be onderer Verwen-
dung des Erbbaurechtes für Heimſtätten und ſonſtige Kleinwohnungen;
Unterbindung der ungeſunden Bodenſpekulation, Förderung des bo
denſtändigen Hausbeſitzes und Schutz desſelben vor übermäßiger Be
laſtung; Reform des Realkredites, beſonders Bereitſtellung zweiter
Hypo:heken durch Stadtſchaften; Beſſerung der Verkehrsverbindungen
durch eine zweckmäßige Tarifpolitik, Errichtung von Kraftwagenlinien
zur Hebung der ländlichen Perſonen-Verkehrsnot.

III. Schul- und Kulturpolitik. Weitgehende Fürſorge
für die Volksſchule als Grundlage der Volksbildung, aber auch für alle
anderen Schulgattungen, Erleichterungen des Aufſtieges von der
Volksſchule zur höheren Schule auch in wirtſchaftlicher Hinſicht; Um
faſſende Jugendfürſorge und Berufsberatung für die in das Berufs
leben übertretenden Schüler, Ausbau des Fortbildungs- und Fach-
ſchulweſens
Volkes in Stadt und Land durch Volksſchulen und öffentliche Büche
reien.

IV. Gewerbepolitik. Erhaltung des freien Erwerbslebens
und Unternehmungsgeiſtes, Schutz des ſelbſtändigen Mittelſtandes,
auch der Bäckerei-, Fleiſcherei- und ähnlicher Betriebe, vor unreifen
Vergeſellſchaftungsplänen, Uebernahme der Monopolbetriebe in Ge
meindebeſitz; Schleuniger Abbau der Kriegszwangswirtſchaft mit allen
ihren Begleiterſcheinungen, keine einſeitige Begünſtigung der Genoſſen
ſchaften gegenüber privaten Erwerbsbetrieben im Jntereſſe einer ſozig-
diſtiſchen Wirtſchaftsweiſe; beſſerer Ausbau der Kriegshilfskaſſen für
den Wiederaufbau der kriegsbeſchädigten Gewerbebetriebe, umfaſſende
Kreditförderung und Rohſtoff- Verſorgung des Gewerbes; Vergebung
der Gemeindearbeiten und Lieferungen zu angemeſſenen Preiſen tun
lichſt an ortsanſfäſſige Unternehmer, Heranziehung von Sachverſtändi-
en aus dem Handwerk bei der Preisermittlung; Ausbau paritäti-her Arbeitsnachweiſe, Förderung der Lehrſtellen- Vermittlung ſowie

von Kalkulations- und Buchführungskurſen für das Handwerk.
V. Sozialpolitik. Förderung der Wohlfahrts- und Hei-

matspflege in Stadt und Land, Ausbau der ſozialen Fürſorge-Ein-
richtungen der Gemeinden; Rechtliche und wirtſchaftliche Sicherſtellung
der im Gemeindedienſt tätigen Beamten, Lehrer und Angeſtellten in
ihren Anſtellungs- und Verſorgungsbedingungen, ausreichende Be-
meſſung ihrer Einkommensverhältniſſe ſowie der Bezüge der Gemein-
dearbeiter; Sicherung des Koalitionsrechtes, Schaffung von Beam-
ſen und Arbeiter-Ausſchüſſen in den Gemeindebetrieben.

ſtaatsbürgerliche und ſtaatsbewwußte Erziehung des

Daſſels Verhaftung
Humoriſt. Berliner Roman von Friedrich Hey.

19 (Nachdruckverboten.)„Jch habe keine Beziehungen zur Menſchheit, gar keine. Aber dein
aller Herr hat als Bankier gewiß viel Bekannte unter den Nabobs.
Für ſolche gäbe es doch keine ſchönere Zierde in dem Salon als ein
echter „Baumeier“, ſechs Meter zu vier, wie mein jüngſtes Opus

„Guſtav,“ ſagte Fritz und nahm feierlich den Pinſel aus dem
Munde, „was du doch für ein harmloſes Menſchenkind biſt! Ein
Vörſenmann hängt ſich keine „Verſinkende Bark“ an die Wand! Oje!
Da könnteſt du ebenſogut einen „Geier bei der Mahlzeit anbieten.
Schiffbruch und Pleitegeier erregen abergläubiſches Mißbehagen.

Baumeier mußte lchaen.
„Aber warte mal, nächſtes Jahr hat meine Schweſter Hochzeit,“

ſagte Fritz weiter. „Wenn ich meiner alten Dame einen Wink gebe,
bei der Ausſtattung

„Auf einen Fall!“ rief Baumeier erregt. „Das wäre ſchließ-
lich ſo viel, als wenn du ſelbſt es mir abkaufteſt. Nein, man hat
nur dann eine Freude an ſeinem Werk und kann ſtolz ſein auf ſeine
Arbeit wenn es allein um ſeines Wertes willen erſtanden worden iſt,
alſo von Fremden, die es mit anderen vergleichen und ſomit freie
Wahl haben. Möchteſt du, da dein Bild aus bloßer Freundſchaft
und Liebe gekauft würde

„Nein, da haſt du recht.
Es ſchelklte.
„Bleibe bei deiner Arbeit, ich will nachſehen,“ ſagte Baumeier,

ſauge einmal auf den Beinen war. „Doch wieder „Modell ge
fällig

„Es wird die Poſt ſein.“
Und ſo war es auch. Baumeier kehrte mit einigen Zeitungen

und einem Briefe zurück.
„Leg's auf das Tiſchchen dort.“
„Den auch Er hielt ein zierliches Couvert in die Höhe.
„Zeig' her!“ Damenhandſchrift, Poſtſtempel Berlin.
Palette und Pinſel flogen auf ein Taburett. Fritz Daſſel riß

die Hülle auf und las:

i d Herr Daſſel!e Ueberſendung Jhres wiſſenſchaftlichen Werkes t miherzlich erfreut. Weiß ich doch nun, S ken alles gelangen t

Mit dem aufrichtigen Dank für Jhre Liebenswürdigkeit und die
nachbarlichen Grüße ſende ich innige Glückwünſche. Mögen ſich alle
Jhre ſchönen Hoffnungen auch fernerhin verwirklichen! Mit leb
Saft Intereſſe habe ich in der Zeitung gelefen, daß Sie ein Bild

Kreisblatt.
Freitag, den 7. Februar 1919.

VI. Steuerpolitik. Zur Vermeidung unerſchwinglicher
Steuerlaſten ſparſame eben in allen Gemeindedienſtzwvigen,
vor allem auch im Bauweſen; Organiſche Einbeziehung der Gemein-
den bei der Verteilung der verfügbaren Steuerquellen zwiſchen Reich
und Staat unter Vereinfachung und Vereinheitlichung des geſamten
Steuerweſens; Belaſſung und Erſchließung ausreichender Einnahme-
quellen für die Gemeinden zur Deckung ihres durch den Krieg geſtie-
genen Finanzbedarfs, Ausbau der Ertragsſteuern, insbe'ondere Re-
form der Hrundſteuern im Sinne größerer Gleichmäßigkeit und Ge-
rechtigkeit; Vereinfachung und zugleich Staffelung der Gewerbeſteu-
ern zur Entlaſtung der leiſtungsfähigen Gewerbebetriebe, wie über-
haupt die Schonung der minder Leiſtungsfähigen als Ziel des ge
meindlichen Steuerſyſtems zu gelten hat.

Holitiſche Rundſchau
Deutſches Reich

Die Entente zur Polen frage.

Eine Erklärung in Spaa.
Jn der Montagsſitzung der Waffenſtillſtandskommiſſion in

Spaa kündigten die aſſoziierten Mächte in einer Note
die Entſendung einer alliierten Kommiſſion
nach Polen an. Dieſer ſolle die Aufgabe zufallen, die dor-
tigen Unruhen beizulegen. Die Kommiſſion werde die polni-
ſchen Behörden veranlaſſen, ſich jeder Gewalt gegen die deut-
ſchen Truppen zu enthalten. Der Verband müſſe aber auch
darauf beſtehen, daß ſich die deutſchen Behörden in Deutſch
Polen von jetzt ab nicht mehr in Angelege eiten des öffentlichen
Lebens einmiſchen, ſondern die Beendigung der Arbeiten der
Friedenskonferenz abwarten. Der ſtellvertretende deutſche Vor
ſitzende behielt ſich die Antwort vor. Er ſtellte feſt, daß inner-
halb der deutſchen Grenze die deutſche Regierung das unzweifel
hafte Recht und auch die Pflicht habe, für Ordnung zu
ſorgen und ihre Untertanen zu ſchützen. Die augenblickliche Lage
fordere von Deutſchland ein ſchnelles Eingreifen in den deutſchen
Oſtſeeprovinzen.
Polen an deutſchen Untertanen verübt.
der polniſchen Truppen und die Judenpogrome in Polen zeiag-
ten klar daß dieſer Staat gerade das Gegenteil eines Bollwerks
gegen den Bolſchewismus ſei. Die deutſchen Maßnahmen an
der Oſtgrenze richteten ſich daher auch gegen den Bol'ſchewismus
Die dem Deutſchen Reiche von dort drohende Gefahr ſei be-
ſonders ernſt.

General Nudant erwiderte, die genaueren „Weifungen“
über die Oſtſragen würden der deutſchen Regierung noch zu-
gehen. Auf ſeine Bitte hin erklärte ſich die deutſche Kommiſſion
bereit, die Ausführungen ihres Vorſitzenden ſchriftlich noch ge
naeur zu formulieren.

Kongreß der Zentralräte aller Armeekorns.
Berlin, 5. Januar. Die Abgeordneten der Soldatenräte

aller deutſchen Armeekorps traten geſtern hier zuſammen, um
zu der vom Kriegsminiſter erlaſſenen Verfügung der Neutege
lung der Kommandogewalt Stellung zu nehmen. 27 Armee-
korps waren durch je zwei Delegierte vertreten. Die Sitzung
geſtaltete ſich von Anfang an äußerſt ſtürmiſch. Zunächſt erhoben
zahlreiche Delegierte Proteſt dagegen, daß die Sitzung im Ge-
heimen geführt und die Preſſe nicht zugelaſſen werden ſolle.
während in der Einladung an die Korps die Delegierten zu einer
öffentlichen Konferenz eingeladen wurden. So entſtand gleich
von Anfang an eine ſtarke Spannung zwiſchen dem Zentralrat,
den Cohen (Reuß) vertrat und den Korpsdelegierten. Jn ſeiner
Eröffnungsrede wies Cohen (Reuß) darauf hin, daß die Tagung
lediglich als eine nicht öffentliche Beſprechung anzuſehen ſei, eine
Anſicht, gegen die von den meiſten Anweſenden ſofort Einſpruch
erhoben wurde. Cohen (Reuß) führte ferner aus, daß die Zu-
ſammenkunft nur einen nicht offiziellen Charakter haben könne,
da doch an einem einmal erlaſſenen Geſetz nicht mehr zu rütteln

er Tageblattes

Ausſchluß der Oeffentlichkeit

Die furchtbarſten Verbrechen würden von den
Die ſchlechte Haltung

ſtü
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ſei. Seine Ausführungen riefen ſchärftſten Widerſpruch hervor
und die Delegierten erklärten, daß ſie, falls der Zentralrat auf

beharre, ſich ſelbſt als
Kongreßkonſtituieren und die Verhandlung zu Ende
führen würden. Nach anderthalbſtündigen Debatten ſiegte
ſchließlich der Entſchluß der Deligierten und die Sitzung wurde
nunmehr als öffentlich erklärt.

J Verlauf der Tagung kam eine ziemlich ſchroffe
Stellung gegen die Regierung zum Ausdruck. Aus
Anlaß der, Bremer Vorgänge wurde an Noske ein Telegramm
gefandt, das die Zurücknahme der Truppen forderte. Später,
als die Nachricht von der Einnahme Bremens durch die Re
gierungstruppen eintraf, wurde ein Antrag einſtimmig an
genommen, der Noske das ſchärfſte Mißtrauen aus-
ſpricht und ſeinen Rücktritt fordert. Auch dem Volksbeauftrag-
ten Scheidemann, der kürzlich einem amerikaniſchen Preſſe
vertreter gegenüber die Ueberflüſſigkeit der Soldatenräte betont
hatte, erging es nicht viel beſſer. Gegen ihn wurde eine ähn-
liche Entſchließung angenommen. Die Unterſtaatsſekretäre
Giebel und Göhre erklärten zwar daß die S.-Räte kein
Recht hätten, ein Verdikt gegen die Reg rung zu ſprechen, aber
in der Debatte wurden immer wieder heftige Vorwürfe gegen
die Politik der Regierung erhoben. Der volle Zorn traf den
Oberbefehlshaber Noske, der entgegen den zugeſtandenen Eini
gungsverhandlungen Eberts und Scheidemanns auf Einmarſch
der Regierungstruppen in Bremen beſtanden hätte. (Der als
Zuhörer anweſende Unabhängige Emil Barth ſchlägt bei
dieſen Worten auf den Tiſch und ruft: So haben ſie hier in
Berlin auch die Vorgänge provoziert) Cohen-Reuß als
Vorſitzender weiſt dieſen Vorwurf als ungehörig und falſch mit
ſcharfen Worten zurück. Die Regierung habe lange genug ge
zögert, ehe ſie der von den Spartakiſten angewandten brutalen
Gewalt ebenfalls Gewalt entgegenifetzte.

Dann verteidigte Unterſtagtsſekretär Göhre die getroffene
Neuregelung der Kominandogewalt. Es ſei keine Beſeitigung
der S.-Räte damit geplant, ſondern ihre Eingliederung in die
Heeresorganiſation. Die S.-Räte ſeien ein Erbteil von Ruß-
kand; ruſſiſche Zuſtände ſeien aber nicht deutſche. Seit dem
9. November ſeien über 250 Generale und Hunderte von Sub-
altern Offizieren bereits zur Dispoſition geſtellt. Die Verfügung
ſei ein Vorteil für die S-Räte. Di Die Debatte ging bis 7 Uhr
abends weiter, ohne daß poſitive Vorſchläge gemacht worden
wären.

Foch gegen Erleichterungen für die deutſchen Kriegsgefangenen.

Die deutſche Unterkommiſſion für Kriegsgefangene in Spaa
hat, um das Los unſerer kriegs gefangenen Mitbrüder zu er
leichtern, wiederholt den Verband erſfucht, deutſchen Kranken-
ſchweſtern, Aerzten und Geiſtlichen zu geſtatten, unſere noch in
Feindesland befindlichen Kriegsgeſangenen zu befuchen. Den
Kriegsgefangenen ſollte dadurch Zuſpruch u geiſtlicher Troſt
zuteil werden. Die feindlichen Delegierten ſtanden dem Geſuch
zuerſt wohlwollend gegenüber. Als deutſcherſeits vor kurzem
auf die Angelegenheit zurückgegriffen wurde. erklärte der Vor
ſitzende der franzöſiſchen Unterkommiſſion, die Sache gehe die
Wafſenſtillſtamdskommiſſion nichts an. Er könne auch nicht ein
ſehen, weshalb die Bitte der deutſchen Delegierten erfüllt wer
den ſollte. Den deutſchen Kriegsgefangenen gehe es gut, ſir
ſeien fett! Jetzt hat Maſchall Foch auf ein ſchriftlich geſtelltes
Erſuchen einfach erwidert, die erbetene Erlaubnis könne nicht
erteilt werden.

Von engliſchen Kriegsſchiffen angehalten.
Die ſchwediſche Dampffähre „König 5*, die zwiſchen Saß-

nitz und Trelleborg verkehrt, wurde nach Meldung ſchwediſcher
Blätter von engliſchen Kriegsſchiffen nördlich Ar-
kong angehalten und unterſucht. Engliſche Offiziere kamen
an Vord und verlangten vom Kapitän Einſicht in die Schiffs-
papiere. Danach verließen ſie das Schiff wieder, das mit halb

ndiger Verſpätung die Reile fort'ſetzen konnte.
e

in der großen Ausſtellung haben: „Neuſchnee in den Dolomiten“.
Das iſt gewiß das, von dem Sie zu Weihnachten ſo viel erzählten.
Und gewiß iſt es Jhnen auch gelungen, die herrliche Alpenwelt in
ihrer Erhabenheit und Schönheit ganz zu faſſen. Wie gern möchte
auch ich Jhr Bild ſehen und mich daran erfreuen, wie gern nuch
einmal die Natur jener Berge ſelbſt kennen lernen. Aber leider hat
ſich unſere Hoffnung, dieſes Jahr nach München und ins Gebirge
zu reiſen, nicht erfüllt. Mein Vater muß in Rückſicht auf ſeine Geſund-
heit an die Oſtſee reiſen. Deshalb gehen wir nächſte Woche nach
Banſin. Jn aufrichtiger Erwiderung Jhrer nachbarlichen Grüße bin
ich

Jhre
hochachtungsvoll ergebene

Erna Hartig.
Er ſann eine Weile vor ſich hin. Dann las er das Schreiben

zum zweiten, zum dritten Male.
Plötzlich raffte er ſein Malzeug wieder auf und tupfte
„Himmeldonnerwetter!“ Er hatte ſich verſehen, ſtatt ins Kar

min war der Pinſel ins Schwefelgelbe geraten.
„Was für 'ne Sorte Blumen kommen denn jetzt dran?“ rief

Baumeier gemütlich.
Haſtig fing Fritz an, abzuwiſchen.
„Der Teufel ſoll's holen!“ brummte er. „Ach was, der Kram

mag erſt trocknen. Komm, wir gehen in die Ausſtellung. Jch habe
jetzt keine Stimmung mehr. Und dann wollen wir einen Schoppen
Ungarn trinken. Du haſt doch heute ſowieſo wieder mal das Faul-
fieber!“

„Stimmt auffällig!“ meinte Baumeier mechancholiſch und ſchob
mit ab in die Ausſtellung, wo lauter minderwertiges Zeug hing mit
Ausnahme zweier Bilder: „Verſinkende Bark im Winterſturm“ von
G. Baumeier und „Neuſchnee in den Dolomiten“ von Fritz Daſſel.

Sie kamen in die Abteilung der Leopoldgruppe, wo ihre Mei-
ſterwerfe an der Wand hingen.

„Menſch,“ ſchrie Baumeier, „du haſt ja verkauft und ſagſt es mir
nicht

„Mach keine Witze, Guſtav.“
„Herr Gott, ſieh doch hin!“
Fritz eilte zu ſeinem Bilde. Ein Zettel hing daran: Verkauft.

Er traute ſeinen Augen nicht. Hier mußte eine Verwechſlung ſtatt
gefunden haben.

„Jch gratuliere, gratuliere!“ jubelte Baumeier.
„Sei ſtill
„Na, ſo freue dich doch wenigſtens und ſage mir
„Jch weiß von nichts. Auf mein Wort, ich weiß von nichts.
Und Fritz Daſſel ſah gam konſterniert aus. Sein Freeund ſchaute

ihn verwundert von der Seite an. Ein Bild verkauft ohne Wiſſen
Sodes Malers? So Was gab es ja gar micht

Fritz trat langſam und zaghaft: in das Bureau des Sekretariats
Solch eine Verwechſlung iſt peinlich Die Kollegen würden ſchöne
Witze reißen. Aber es half nichts, der Zettel mußte doch entfernt
werden.

„Herr Sekretär
„Ah, der Herr Daſſel! Gutl daß Sie kommen. Jhr Bill

iſt verkauft! Telegraphiſch! Heute morgen! Vor einer Stunde
Fritz Daſſel ſtand wie verſteinert.
„Solch- ein Schwein! Solch ein bodenloſes Schwein!“ rief Gw

ſtav, den die Neugier getrieben, nachzuſchleichen.
„Wer hat es gekauft? ſtotterte Fritz.
Der Sekretär lächelte. „Das darf ich nicht ſagen. Der Käufer

hat das zur Bedingung gemacht.“
„Wie? Was? Jch muß doch wiſſen, in weſſen Hände mein

Arbeit kommt!“
„Ja, das glaub' ich gern; aber Amtspflicht iſt Amtspflicht. Und

wenn geheimnisvolles Schweigen die Bedingung iſt, ſo müſſen Si
ſich damit abfinden. Sie haben Jhr Bild als verkäuflich ange
meldet, folglich hat das Setretariat die Pflicht und das Recht. es
zu verkaufen, ſobald der volle Preis dafür bezahlt wird. Oder willigen
Sie nicht ein? Soll der Kauf rückgängig gemacht werden Dann
nüßten Sie uns die Proviſione Jeſus ſchrie Baumeier auf. „Den vollen Preis bezahlt,
fünftauſend Mark! Muß das ein Rindvieh ſein! Den vollen Aus

ſtellungspreis! Hörſt du? Haſt du ein Glück! Ein fabelhaftes Glüchk!
Gott ſei Dank, es gibt noch Dumme auf der Welt!“

Eine innere Summe ſagte es dem vor Ueberraſchung bebender
Fritz daß Freund Guſtav gar nicht ſo unrecht hatte. Leute, die mit
der Kunſt Beſcheid wiſſen, verhandeln direkt mit dem Künſtler und
pflegen ein ganz beträchtliches Stück von dem angegebenen Renom
mierpreis herunterzuhandeln. Wer mochte der Geheimnisvolle ſein
Das Myſteriöſe zog ihn erſt recht an. War's vielleicht ſo ein reicher
Amerikaner, der, entzückt von ſolchem Meiſterwerk, eins, zwei, drei,
einen Scheck ausgeſtellt hat? Aber was hätte der für einen Grund
ſich im Verborgenen zu halten Solche Leute wollen den Künſtler
immer perſönlich kennen lernen. War's ein Geſchäftsfreund ſeines
Vaters Aber nein, der würde erſt recht ſich hinter dem Zaune hal
ten. Oder war es gar hal Sie wußte von dem Bilde! Tele
graphiſch iſt es verkauft! Alſo nach auswärts! Ja freilich! S
Aber wie käme Erna Hartig zu ſo viel Geld Unſinn! Das i ganz
ausgeſchloſſen

Gortietzung kahgt)



Das Endergebnis der vayerſſchen Landtagswahlen.
Nunmehr liegt das Endergebnis aus der Pfalz vor. Es

erhielten Stimmen: Bayeriſche Volkspartei (Ztr.) 119 757,
deine Volkspartei (Natl. und Mittelpartei) 77 917, Deutſche
Hemokratiſche Partei 53 868, Mehrheitsſozialiſten 157 978, Un-
zbhängige 7453. Es erhalten Mandate: Bayeriſche Volks
partei 8, Deutſche Volkspartei 4, Deutſche Demokratiſche Partei 3,
Mehrheitsſozialiſten 9.

Die Zuſammenſetzung des bayeriſchen Landtages iſt bei 180
Sitzen folgende: Bayeriſche Volkspartei 66, Deutſche Demokra
tiſche Partei 25, Deuiſche Volkspartei 9, Mehrheitsſozialiſten 60,
Unabhängige 3, Bayeriſcher Bauernbund 17.

Verhaftungen deutſcher Jnduſtrieller durch die Velgier,

Trotz Zuſicherung des Marſchalls Foch, daß Perſonen des
beſetzten Gebietes, die direkt oder indirekt an Kriegshandlungen
beteiligt waren, nicht verfolgt werden ſollen, gehen nament-
ich die belgiſchen Beſatzungsbehörden in der
rigoroſeſten Weiſe gegen Jnduſtrielle des beſetzten Gebietes vor,
die vom Preußiſchen Kriegsminiſterium Maſchinen und ſonſtige
im beſetzten Gebiet von den deutſchen Truppen eroberte Gegen
ſtände rechtmäßig gekauft und bezahlt haben. So iſt in den
letzten Tagen der Dipl.-Jng. Alfred Wirth, Jnhaber der Firma
Alfred Wirth u. Co. Kom.-Geſ. in Erkelonz, verhaftet worden,
weil dieſe Firma derartige Maſchinen von der Wumba erwor-
ben hatte. Weitere Verhaftungen von Großinduſtreellen durch
die belgiſche Beſatzungsbehörde ſtehen bevor.

Deutſche Lloyddampfer von England beſchlagnahint.

Die Lloyddampfer „Scharnhorſt“ und „Sierra Veutana“
ſind auf der Reiſe von Kopenhagen nach England von den
Engländern beſchlagnahmt worden, angeblich wegenbolſchewiſtiſcher Umtriebe. Die Mannſchaft wurde an Bord
interniert.

Spartakismus in Elberfeld.
Elberfeld, 5. Februar. (Privattel.) Jm hieſigen Gefängnis

überfiel wach dem Gottesdienſt auf ein verabredetes Zeichen eine
große Anzahl Gefangener die Wärter, entriß ihnen die Schlüſſel
umd öffnete die Türen. Es kam zu einem Handgemenge bei
velchem ein Wärter getötet wurde. Eine Anzahl Verbrecher iſt
entſprungen.

Die weſtfäliſche Drahtinduſträe vor dem Stillſtand.

Nachrichten aus dem weſtfäliſchen Jnduſtriegebiet zu
ſölge ſteht die dortige Drahtinduſtrie vor kataſtropha-
len Ereigniſſen, weil die Zufuhr von Rohſtoffen, wie Walzeiſen
nerd Eiſenknüppeln, aus dem beſetzten linksrheiniſchen Gebiet
entweder überhaupt ausbleibt oder nur ganz ſpärlich und lang-
ſam herankommt. Von rechtsrheiniſchen Werken iſt kein Roh-
wmaterial zu bekommen. Die eigenen Vorräte der Werke ſind
dermaßen zuſammengeſchmolzen, daß in kürze die geſamte Ar-
beiterſchaft nicht mehr beſchäftigt werden kann. Eine Aenderung
der Lage kann nur herbeigeführt werden, wenn die Entente mit
größter Beſchleunigung die Zufuhren aus dem beſetzten Gebiet
freigibt.

Unruhen in Hanau.
Am 4. Februar vormittag haben in Hanau bei der Ab-

gabe von Kleidern im Bekleidungsamt des 22. Armeekorps
Unruhen ſtattgefunden, bei denen leider auch von den Waffen
Hobrauch gemacht werden mußte, um die Ruhe wieder herzu

alen und das Bekleidarngsamt vor Plünderung zu bewahren.
Fs hat eine Perſon den Tod gefunden, mehrere Perſonen ſind

2erletzt. Auch in der Nähe der Jnfanterie-Kaſerne kam es zu

wiſchenſallen. Dort Wurde verfucht, in das Innere des
eughauſes zu dringen, in dem ſich Sachen befinden. DieLruppen gaben von der Jnfanterie-Kaferne aus Maſchinenge

wehrſeuer über die Köpfe der Menge hinweg, infolge deſſen ſich
die Demonſtranten zerſtreuten. Abend wurde der Redak-
teur der „Hanauer Zeitung“ auf dem Heimwege von jungen
Burſchen und Angehörigen des roten Soldatendundes ſchwer
mißhandelt, da er angeblich mißliebige Zeitungsartikel gebracht
hatte.

Die nordſchleswigſche Frage.
W. T. B. meidet: Wie wir hören, finden gegenwärtig Be

ſprechungen zwiſchen Vertretern der deutſchen und der däniſchen
Bevölkerung Nordſchleswigs ſtatt, mit dem Zweck, einen frei
gewählten paritätiſchen sſchuß unter einem unparteiiſchen
außerhalb ſtehenden Obmann einzuſetzen, der die Vorbereitung
und Durchführung der Abſtimmung zu überwachen hätte. Für
den Fall, daß die Nordſchleswiger, als die Nächſtbeteiligten,

dies, wie von maßgebender Seite mitgeteilt wird, ſeitens der
deutſchen Regierung nur begrüßt werden.

Vom Auslande
Die willkürliche Sperrumg deutſcher Guthaben.

Die Kopenhagener „Nationaltidende“ meldet: Seitdem die
franzöſiſche Geſandtſchaſt kürzlich den däniſchen Vanken die Auf-
forderung zuſtellte, die deutſchen Guthaben zurückzuhalten, war
in der Angelegenheit nichts mehr erfolgt. Die Banken nahmen
nur den normalen Umſatz mit ihren deutſchen Kunden vor, und
zahlreiche Deutſche konnten keine Auszahlungen mehr erhalten.
Jetzt iſt die Angelegenheit in ein neues Stadium ge
treten. Es hat nämlich der engliſche Geſandte in Kopen-
hagen den Banken eine Aufforderung gleichen Jn-
halt s zugeſtellt, wie ſie die franzöſiſche Geſandtſchaft hatte er
gehen laſſen.

Vom engliſchen Streik.

Baſel, 5. Februar. (Privattel.) Die „Bafſeler Neueſten
Nachrichten berichten aus Glasgow 10000 Soldaten hal
ten die Stadt beſetzt. Der Kongreß der Gewerkſchaften, der am
Sonnabend in Glasgow tagte, ſtimmte dem Streik zu. Es
wurde ein Appell an die Regierung gerichtet, die 40 Stunden-
woche einzuführen.

STSS*KkKTTZ n vAus Stadt und Umgebung
Proteſte gegen das neue Gemeindewahlrecht.

In einer vom Bürgerrat GroßBerlins einberufenen, zahlreich be
ſuchten Verſammlung von Vertretern von etwa 600 wirtſchaftlichen
und kulturellen Verbänden in der Singakademie zu Berlin wurde
eine Entſchließung gefaßt, in der gegen die ungeſetzliche und über-
ſtürzte Anſetzung von Erneuerungswahlen für die preußiſchen Stadt
veriretungen Proteſt erhoben und ein einmütiges Zuſammen-
gehen der bürgerlichen Parteien zur möglichſt weitgehenden Siche
rung der wirtſchäftlichen und ſteuerlichen Jntereſſen des Bürgerkums
vor ſeiner einſeitigen Alleinbelaſtung gefordert wird. Auch aus
Bonn wird gemeldet: Die Stadtverordnetenverſammlung beſchloß
einſtimmig, die Verordnung der preußiſchen Regierung über Auf-
löſung und Neuwahl der Gemeindevertretungen nicht anzuerkennen
und keine Schritte zur Vorbereitung der Stadtverordnelenwahl zu
unternehmen.

Der Kriegerverein Lützen

veranſtaltet am Sonnabend im „Roten Löwen“ in Lützen einen
Vereinsabend zur Begrüßung der heimgekehrten Kameraden. Alle
ehemaligen Soldaten ſind herzlich willkommen.

———DCDE

tIi Amtliche Anzeigen
Bekanntmachung.

Da die öffentliche Meinung in den Ententeländern feſt
daran glaubt, daß in Deutſchlandnoch zahlreiche Kriegs- und
Zivilgeſfangene verborgen gehalten werden, ſo hat die alliierte
Waffenſrillſtandskommiſſion bei der deutſchen Regierung um
die Erlaubnis nachgeſucht, in die einzelnen deutſchen Korps-
bezire Kommiſſionen entſenden zu dürfen, die eingehende
Nachforſchungen nach ſolchen Gefangenen anſtellen ſollen.
Dieſe Erlaubnis iſt erteilt worden. Eine ſolche Kommiſſion
beſindet ſich auch beim Generalkommando des IV. A. K. Sie
ieht unter Leitung des franzöſiſchen Stabsarztes Lacheze
und hat ihren Sitz im Zentralhotel zu Magdeburg.

Dieſe Kommiſſion wird alle Orte, an denen ſich Gefan-
gene der Ertente beſunden haben oder noch befinden, auf-
zjuchen. Jhre jeweilige Anweſenheit an dieſen Orten wirdtedesmal durch die örlichen Behörden bekanntgegeben werden.

Alle Kriegs und Zivilgefangenen der Entente, auch ſolche,
die aus irgend einem Grunde in Deutſchland zu bleiben
wiünſchen, werden hiermit aufgefordert, ſich bei dieſer Kommiſſion
zu melden.

Alle Zivilperſonen, die Kenntnis von dem Aufenthalt
eines Kriegs- oder Zivilgefangenen, gleichviel ob geſund oder
krank, haben, werden hiermit aufgefordert, ſofort dem nächſten
Gefangenenlager oder der für ſie zuſtändigen Ortspolizeibe-
hörde hiervon Anzeige zu machen. Zugleich wird allen Zivil-
»ehörden verboten, Ententegefangene gegen ihren Wunſch
zwurückzu halten. Zuwiderhandlungen werden nach den Be-

immungen des Strafgeſetzbuches für das Deutſche Reich vom
6. 1900 R. G. Bl. S 301) über Verbrechen und Vergehen

mider die perſönliche Freiheit beſtraft.
Auf, ruſſiſche und rumäniſche Gefangene bezieht ſich dieſe

Bekanntmachung nicht.
Merſeburg, den 28. Januar 1919.
d Der Regiernngs- Präſident.

gez. v. Gersdorff.
Veröffentlicht.
Merſeburg, den 2. Februar 1919.

Der Landrat.
F. Nr. 1528 L. Frhr. von Wilmowski.

Ausführungsbeſtimmungen
r Anorönung vom 22. Januar 1919 über Einſtellung des
erkehrs von Zivil- und Militärperſonen nach den von den
len beſetzten Teilen der Provinz Poſen.

Nachdem durch Befehl des Kriegsminiſteriums der ge-
amte r nenvertehr eingeſtellt worden iſt, wird weiterhin
eitimmt:

1. Auf den Bahnhöfen an der Grenze nach Poſen ſind
ach näheren Anordnungen der Diviſionen militäriſche

ieberwachungsſtellen einzurichten, von denen die zureiſenden
vil- und Militärperſonen auf das Verbot des Weiter-
ſens nach den von den Polen beſetzten Gebieten der Pro-

nz Poſen hinzuweiſen ſind, und die ihnen im Einver-
ehmen mit der Eiſenbahnverwaltung die Rückreiſe oder die
Reiſe nach einem anderen Orte Deutſchlands zu ermöglichen
)aben. An Militärperſonen und entlaſſene Soldaten können
rundſätzlich, an andere Perſonen, welche nachweiſen können,
2aß ſie in Unkenntnis des Reiſeverbots die Reiſe angetreten

haben, können bis 15. Februar 1919 einſchließlich Militär-
fahrſcheine zur Rückreiſe ausgeſtellt werden.

2. Für diejenigen früheren Militärperſonen, für die
eine Rückreiſe nicht in Frage kommt oder die anderweitig
kein Unterkommen ſinden können, iſt im Lager Neuhammer
ſür ein vorläufiges Unterkommen geſorgt. Sie ſind von den
Ueberwochungsſtellen zu ſammeln und bald möglichſt in ge
ſchloſſenen Transporten dem Lager Neuhammer zuzuführen.

3. Neben der Ueberwachung der Bahnhöfe iſt eine
Kontrolle der wichtigen Verkehrswege einzurichten, damit
die auf den Bahnhöfen zurückgewieſenen Perſonen nicht zu
Fuß und unter Benutzung anderer Verrehrsmittel ihre Reiſe
wieder fortſetzen.

Breslau, den 25. Januar 1919.
Von ſeiten des General-

Von ſeiten des Kommandos.Zentral-Soldaten-Rates. Der Chef des Generalſtabes.
gez. Voigt. Unterfchrift.Major.

Magdeburg, den 1. Februar 1919.
Von ſeiten des General- Der Exekutivausſchuß

Kommandos. des IV. Armeelorps.
Der Chef des Generalſtabes. J. A.

v. dem Hagen, Lötſch.Oberſtleutnant.
Fleiſchverkauf auf der Freibank

ſindet am 7. Februar 1919
vorm. von 8-- 9 Uhr auf die Ordnungsnummern 2926-3025

9--10 3026-—-312510--11 v 3126—3175und am 8. Februar 1919:
vorm. von 8-- 9 Uhr auf die Ordnungsnummern 3176-3275

9109 3276——337510--11 9376 3425att.
Merſeburg, den 6. Februar 1919.

L.-A. J. 150/19. Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.
Roßfleiſch- und Fleiſchwaren- Verkauf

findet am 7. Februar 1919
bei Hoffmann, Brühl Nr. 6

vorm. von 9--10 Uhr auf die Ordnungsnummern 2801-2900

19 2901—3000nachm. 3001-—3100e c r 3101—320046 3201-—3300bei Möbius, Tiefer Keller Nr. 1
vorm. von 9--10 Uhr auf die Ordnungsnummern 3101-3400

r 10--1 1 x 3401--3500nachm. r 3501-—3600z 3601 3700

e 3701 3800bei Naundorf, Obere Breiteſtraße 4
nachm. von 1--2 Uhr auf die Ordnungsnummern 3801-3900

23 3901 40008-4 4001 4100er r Anſpruch auf eine beſtimmte Art von Fleiſch be-

ſteht nicht. 8Merſeburg, den 6. Februar 1919.

fich auf Einſetzung eines derartigen Ausſchuſſes 3 könnte.

e
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Wo die Süßwaren bleiben.

Aus den Kreiſen der Süßwarenhändler gehen häufig der Preſſe
Zuſchriften zu, die auf das vom Publikum lebhaft beklagte Verſchwin
den der Bonbons ein neues Licht werfen. Die Hauptſache liegt in der
mangelhaften Belieferung. An ſich ſollen die Händler von ihren
Fabrikanten den ſechſten Teil der Ware erhalten, den ſie 1914/15
erhalten haben. Viele Fabrikanten legen die Beſtimmung aber ſo
aus, daß ſie nicht den ſechſten Teil der Menge, ſondern das Sechſtel
am Preiſe 51 liefern. Bekam alſo ein Händler früher 60 Pfd.
je 50 Pfg., d. i. für 30 Mk, ſo erhält er jetzt nicht die 10 Pfd., ſondern
nur für 5 Mk. Bonbons, alſo knapp ein Pfund. Wo die übrigen
Vonbons h nur Fabrikanten, Großhändler und der
Schleichhandel. Natürlich kann der Detailliſt mit einer ſo geringen

herum“, d. h. teuer zu kaufen, alſo auch eurer zu verkaufen. Vielleicht
ieht ſich das K. E. A. einmal Produktions- und Abſatzziffern der
Fabrikanten genauer an.

Aus Kreis und Nachbarkreiſen,
Zum Tinbruchsdiebſtahl in AltScherbitz.

Schkeuditz 3. Februar. Der unerhört freche Einbruchsdiebſtah!
im Rittergut Alt-Scherbitz, wobei 3 Schweine geſtohlen wurden, er
fährt jetzt ſeine Aufflärung. Es war von vornherein angenommen
worden, daß er von Leuten vusgeführt ſein konnie, die mit der Le
gieig eines Kabels der Ueberlandzentrale beſchäfligt waren. Dieſe
Annahme beſtätigte ſich. Beim Arbeiter Goedicke in Leipzig-Volk-
marsdorf wurde bei einer Hausſuchung der Karren, ein Wagen der
Ueberlandzentrale Kulkwitz, auf dem das Diebesgut fortiranspor
tiert wurde, vorgefunden, ebenſo R Zentner Schweinefleiſch. Nun
dürfte bald völlige Klarheit in dieſe Angelegenheit kommen.

Neue Zugverbindung.

den Parlamentszug D 88 Berlin--WMeimar ein Anſchlußzug 1 und 2.
Klaſſe D 86 von Leipzig bis Corbetha. Leipzig Hauptbahnhof ab
10.48 Uhr vorm., Corbetha an 11.23 Uhr vorm. Gegenzug De 87 ver-
kehrt im Anſchluß an den D-Zug 89 von Weimar. Corbetha ab 8.1
Uhr nachm., Leipzig an 8.48 Uhr nachm.

Was der A. u. S.-Rat zu melden weiß.
Weißenfels. 4. Februar. Jn einer Sitzung des Arbeiter-

und Soldatenrats wurde mitgeteilt: Da die frühere Reiths-
regierung die Ernährung der Armee vhne Rücküiicht auf die
Bevölkerung auf etwa vier Jahre ſicherne ſtellt habe, befänden
ſich bei den Proviantämtern erhebliche Mengen Lebens- und
Genußmittel, ſo in Torgau u. a. 5009 Zentner ungebrannter
Kaffee, in Erfurt 4800 Ballen; in Weißenfels ſollen Teigwaren
aufgeftapelt ſein Die Beſtände ſollen feſtgeſtellt und dann
unter die Bevölkerung verteilt werden. Dann machte der
Berſammlungsleiter Mitteilung von Lebensmittelſchiebungen
im großen, ſo ſolle allein ein früherer Landtagsabge ordnete
hore Waggons Lebensmittel auf Eiſenbahnwagen verſchoben
haben.

S 2
Se c

WMerſeburger Tageblatt (Kreisbhlatt).

Folgende Vertretungen unſerer Zeitung nehmen

l a Anzeigen und Beſtellungen I G

z 53e ee e

entgegen.
Dürrenberg: Kaufmann Strümpel.
Lützen: Kaufmann Heinichen.
Schladebach: Kaufmann Heinze.

e e
u n ne *7 e rEinſchränkung des Frachtſtüch NRheumatisms

gutperkehrs. Magen u. Darmleiden. Huſten
Frachtſtückgutſperre vom 7. und Verſchleimung. Schreibe

bis einſchl. 8. Februar. allen Leidenden gerne umſonſt
Dringende Lebensmittel als ler ganz einfache vor aliche

Halle a. S., den 4 Febr. 1919. Flechten, Krüätze, Beinge-
ſchwüren gerne ganz koſtenfreiEiſenbahn Derkehrsamt. Auskunft. KRago Weine-
mann, Hornhanſen b. Oſchers-Jagdverpachtung 7 Ehepaar ſucht für

Der Termin zur öffentlichen ſofort einfach möbliertes
meiſtbietenden Verpachtung Wärme
der Jagd in dem gemeinſchaft 77
lichen Jagdbezirk der Ge möglichſt mit Kochgelegenheit,
meinde euſchau iſt auf Off. u J. N. 54 a. d. Exp. d. Bl.
Donnerstag den 20. Febr. 1919,

nachmittags 4 Uhr,
im c miwtcen Gaſthaus feſt u, 3m 1,50 m breit lie
geſetzt.e J gend zu verkaufen. Aus-Meuſchau, den 6 Febr. 1919. kunfrerteilt d eſchäftsit. d. Bl.

Der Jagdvorſteher. Giſerner Stubenofen,
Jagd- Verpachtung. 2,20 Meter hoch, zu verkaufen

Halleſche Straße 105.Die Jagd der Gemeinde ß
Nöcken ſollMittwoch, den 12. Febr. d. J., Gebildete Hame,

nachmittags 3 Uhr. keine Proſeſſioniſtentochter
im Müller'ſchen Gaſthauſe auf wird gebeten, ſich tägsüber
6 Jahre öffentlich meiſtbietend bezw. halbtags mit einem 6
verpachtet werden. Das Re jährigen Jungen und 3jähr.
vier iſt ca. 300 Hektar groß Mädchenbeſchäftigen zu wollen
und liegt an der Halteſtelle ſelbſtverſtändlich wird gern

Termin. Anſragen befördert freund-Röcken, den 3. Febr. 1919. licherweiſe die Expeditior

75 Suche für meinen Sohn,Sohlennägel 15 Jahre, groß und kräfrig,
unerfahren,

Paket, Jnhalt ca. 1000 Stück, Stellung zur Erlernung der
dene dünnſtiſtige Sorten ge Elektro Technik od. Mechanik.
miſcht bg 5 Mt. Stiſte, Texe, Gefl. Offerten unter K. G. 50

Max Jörger, Frankfurt a. Junger, ſtrebſamer Kauf
Holzgraben 7. mann ſucht vorübergehende

tor oder Militärverwaltung.
Angeb. unt. Z. 53 a. d Exp. d. Bl.

aus dem Felde zurück, ſucht
exotiſche Fiſche zu kaufen.

Röcken. Bedingungen im gute Entſchädigung gewährt

Der Jaad-Vorſteher. dieſes Blattes. e

in elektriſchen Sachen nicht

3 Mk., Muſter frei. Verſchie-

Schwielen, billigſt bei an die Expedition d. Zeitung.

u en je 9 er Beſchäſtigung in Büro. Kon
Aquarienliebhaher!

Offerten unter O. M. 82 nit 1 Tiſchlerlehrling

Warenmenge ſein Geſchäft nicht führen und iſt gezwungen, „hinken

Corbetha, 4. Februar. Von heute ab verkehrt zum Anſchluß an

Uſſterſtoff

L.-A. I. 140/19. Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.
Zugeb. an die Geſchäftsſtelle

dieſer Zeitung erbeten.
ſtellt Oſtern ein
W. Reinecke, U.- Altenburg 34

re
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